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[bookmark: _Toc16850679][bookmark: _Toc87271979]4421-01	Zehn Jahre Tag des Einbruchschutzes 

Am 31. Oktober 2021 hat sich der Tag des Einbruchschutzes zum zehnten Mal gejährt. Er ist Teil der bundesweiten Öffentlichkeitskampagne K-EINBRUCH, der am Tag der Umstellung von der Sommer- auf die Winterzeit stattfindet. Aus Sicht des DStGB ist die Kampagne mit ihren Tipps, Hilfestellungen, Beratungsmöglichkeiten zum Thema Einbruchsschutz ein wichtiger Baustein, um Bürgerinnen und Bürger für einen stärkeren eigenverantwortlichen, effektiven Einbruchschutz zu sensibilisieren, sie aktiv zu unterstützen und die Einbruchsbekämpfung voranzubringen.

Dabei ist die Einbruchskriminalität im vergangenen Jahr laut der bundesweiten Kriminalstatistik stark zurückgegangen. Der verstärkte Einbruchsschutz durch die Bürgerinnen und Bürger sowie die Polizei und Maßnahmen von Bund und Ländern sind ein gewichtiger Grund für den Rückgang. Hinzu kommt, dass viele Bewohner durch die Corona-Pandemie mehr Zeit zu Hause verbracht haben. Dies sind positive Entwicklungen, allerdings dürfen wir beim Thema Einbruchsschutz keinesfalls nachlassen. So sind die Fallzahlen nach wie vor nicht unbeachtlich; der Rückgang von Wohnungseinbruchsdiebstählen fällt in den Bundesländern zudem sehr unterschiedlich aus. Die Aufklärungsquote verbleibt dagegen bei einem recht niedrigen Niveau. Hinzu kommt eine große Dunkelziffer von nicht angezeigten Einbruchsdiebstahlsdelikten. Die Einbruchskriminalität beeinflusst nach wie vor stark das Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen und Bürger vor Ort. Dies muss weiterhin durch den Staat ernst genommen werden. Neben mehr Polizeipräsenz und moderner Videotechnik müssen Sicherheitspartnerschaften in den Kommunen und Nachbarschaften sowie die Aufklärung der Bürgerinnen und Bürger weiter vorangetrieben werden. 

[bookmark: _Hlk86920524]Dabei wurden die Förder- und Beratungsmöglichkeiten, sich durch Präventionsmaßnahmen und der richtigen Sicherungstechnik zu schützen, weiter ausgebaut. Wichtige Tipps, Hilfestellungen und Beratungsmöglichkeiten zum Thema Einbruchsschutz sind auf der Webseite des Deutschen Forums für Kriminalprävention unter www.kriminalpraevention.de und von „K-Einbruch“ unter www.k-einbruch.de abrufbar.


(I/3 Miriam Marnich, 04.11.2021)
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[bookmark: _Toc16850681][bookmark: _Toc87271981]4421-02	Bundesweiter Vorlesetag am 19.11.2021 – Aufruf zur Bewerbung als Vorlesestadt

Am 19. November 2021 findet der Bundesweite Vorlesetag bereits zum 18. Mal statt. DIE ZEIT, Stiftung Lesen und Deutsche Bahn Stiftung laden alle Interessierten, Lehr- und Kitafachkräfte, Politiker/-innen, Prominenten und Ehrenamtlichen ein, vorzulesen – egal, ob zuhause, in Schulen und Kitas oder digital. Aufgrund der aktuellen Corona-Pandemie raten die Initiatoren, zu jeder Zeit die aktuellen Beschränkungen und Hygieneregeln von Bund und Ländern zu beachten. Der diesjährige Bundesweite Vorlesetag steht unter dem Motto „Freundschaft und Zusammenhalt“. Denn Vorlesen verbindet: egal ob jung oder alt, analog oder digital, beim großen Auftritt oder in gemütlicher Atmosphäre. Um dieses Miteinander zu feiern, stehen passende Leseempfehlungen und Aktionsideen auf der Website der Stiftung Lesen unter www.vorlesetag.de bereit. Anmeldungen zum Bundesweiten Vorlesetag können unter www.vorlesetag.de/anmelden/ vorgenommen werden.

Bereits seit 2013 loben die Initiatoren des Bundesweiten Vorlesetags gemeinsam mit dem Deutschen Städte- und Gemeindebund den Vorlesestadt-Wettbewerb aus, an welchem alle Städte und Gemeinden Deutschlands teilnehmen können.

Bis zum 23.11.2021 können sich alle Städte und Gemeinden in Deutschland unter www.vorlesetag.de/vorlesestadt um die Titel „außergewöhnlichste“ und „nachhaltigste“ Vorlesestadt bewerben. 

Die Titelvergabe inklusive Übergabe der Plakette folgt im Nachgang des jeweiligen Vorlesetags im ersten Quartal des darauffolgenden Jahres.


(I/2 534-02 Ursula Krickl, 04.11.2021)
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[bookmark: _Toc87271983]4421-03	CEMR-Analyse zu den Auswirkungen von Corona auf die Kommunalfinanzen in Europa 

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die kommunalen Haushalte variieren, sind europaweit aber dramatisch. Während in den meisten Ländern die nationalen und regionalen Ebenen kurzfristige Maßnahmen zur Sicherung der Kommunalfinanzen ergriffen haben, ist die finanzielle Unsicherheit der Kommunen mittel- bis langfristig äußerst groß. Entsprechend pressierend ist die Gefahr, dass durch ein fiskalisch erforderliches Zurückfahren der kommunalen Investitionstätigkeit die wirtschaftliche Erholung nach der Pandemie eingebremst wird. Eine vollumfängliche Einbeziehung der kommunalen Ebene bei den nationalen Wiederaufbau- und Resilienzplänen, sowohl inhaltlich als auch mit hinterlegten kommunalen Investitionsprogrammen, ist daher zwingend erforderlich.

Am 28. Oktober 2021 hat der europäische Dachverband, Rat der Gemeinden und Regionen Europas (CEMR), eine weitere Kurz-Studie zu den Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Kommunalfinanzen in Europa veröffentlicht. Der Deutsche Städte- und Gemeindebund hat an dieser Studie gemeinsam mit weiteren 17 Kommunalverbänden aus insgesamt 15 europäischen Ländern mitgewirkt. Die aktuelle Untersuchung ist ein Update der im Juni des vergangenen Jahres veröffentlichten CEMR-Analyse „COVID-19’s impact on local and regional finances“ (siehe DStGB Aktuell 2720-05).

„Scheren-Effekt“

Die aktuelle Untersuchung „Uncertainty Amidst Recovery – 2021 Estimates of COVID’s impact on local and regional finances“ unterstreicht die merklichen Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Kommunalfinanzen, wo höhere Ausgaben auf geringere Einnahmen getroffen sind. Dieser „Scheren-Effekt“ ist noch nicht überwunden und vor allem mittel- und langfristig wurde den Kommunen EU-weit nur wenig Hilfe von den Nationalstaaten in Aussicht gestellt. Folge ist eine große finanzielle Unsicherheit, die notwendige Investitionen in die kommunale Infrastruktur erschwert und insgesamt die ökonomische Erholung nach der Pandemie gefährdet.

Die individuelle Betroffenheit der Kommunen in Europa ist gleichwohl sehr unterschiedlich, was auch auf die verschiedenen Systeme zur Finanzierung der Kommunen, die Aufgaben der Kommunen und auch die Bedeutung von der Corona-Pandemie besonders betroffenen Wirtschaftszweigen (z. B. Tourismus) zurückzuführen ist. Gleiches gilt für die Größe und Wirtschaftskraft der Länder. 


Entwicklung der Ausgaben

Entsprechend groß ist beispielsweise die Spanne, die in der Umfrage von 5 Mio. Euro bis 10 Mrd. Euro reicht, bei den zusätzlichen kommunalen Ausgaben im Corona-Jahr 2020. Größte zusätzliche kommunale Ausgabenposten sind auf den Sozialbereich zurückzuführen (u. a. Wohnen, Kinderbetreuung, Armutsbekämpfung). Zusätzliche Kosten fielen für die Kommunen in Europa darüber hinaus unter anderem auch bei der Beschaffung von Schutzausrüstung, der Umsetzung von Corona-Lockdown-Maßnahmen und der Unterstützung von ortsansässigen Unternehmen und Kultureinrichtungen an.

Entwicklung der Einnahmen

Einen größeren negativen Einfluss auf die Kommunalfinanzen haben gleichwohl die Corona-bedingten Einschnitte bei den Einnahmen. Wie geschildert sind die Unterschiede aber auch hier zwischen den Ländern äußerst unterschiedlich und variieren von faktisch keinen Mindereinnahmen bis über 10 Mrd. Euro in Deutschland oder fast 28 Prozent Aufkommensverlust in Tschechien. Haupteinnahmeverluste resultieren aus Mindereinnahmen bei kommunalen Unternehmenssteuern sowie Ausfällen bei Beiträgen und Gebühren für kommunale Dienstleistungen.

Kompensation Aufkommensausfälle und Ausgabensteigerungen

Wenig überraschend sind auch hier die Unterschiede zwischen den Ländern in Europa groß (2,9 Mio. Euro bis 15 Mrd. Euro). Kompensiert wurden hierdurch Steuerausfälle und die Corona-bedingt erhöhten Ausgaben. Zur Ankurbelung der Wirtschaft wurden in vielen Ländern auch kommunale Investitionsprogramme aufgelegt.

In der Gesamtschau lässt sich festhalten, dass die finanziellen Hilfen für die Kommunen durch höhere staatliche Ebenen in den meisten Ländern ausreichend waren, um die kurzfristigen Einnahmeverluste und die erhöhten Ausgaben zumindest teilweise kompensieren zu können. Weniger optimistisch fällt der Blick der kommunalen Spitzenverbände in Europa jedoch aus, wenn man den Blick in die Zukunft richtet. Fast zwei Drittel gaben an, dass die Maßnahmen der nationalstaatlichen Ebene zur Sicherung der Kommunalfinanzen nicht ausreichend und notwendige Investitionen, auch mit Blick auf die Transformation Europas in einen klimaneutralen Kontinent, äußerst gefährdet sind.

Europäischer Wiederaufbau- und Resilienzplan

Große Hoffnung zur Verstetigung kommunaler Investitionen wird in die nationale Umsetzung des europäischen Wiederaufbau- und Resilienzplans gesetzt. Der CEMR ruft in diesem Zusammenhang auch die nationalen Regierungen auf, die kommunale Ebene vollumfänglich bei der Umsetzung und Bewertung der nationalen Wiederaufbau- und Resilienzpläne einzubeziehen. Die Europäische Kommission muss im Zuge ihrer Halbzeitüberpüfung der Wiederaufbaupläne die kommunale Einbeziehung genauestens unter die Lupe nehmen. Nur von unten und vor Ort kann schließlich die Transformation in eine klimaneutrale und digitale Zukunft gelingen.

Die Studie kann unter https://ccre.org in englischer Sprache abgerufen werden.


(II/3 924-00 Florian Schilling, 04.11.2021)
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[bookmark: _Toc87271984]4421-04	BGH äußert sich zu Schwärzungen zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen im Konzessionsverfahren

Der Bundesgerichtshof hat entschieden (Urteil vom 07.09.21 – Az. EnZR 29/20), dass eine Gemeinde im Rahmen des Konzessionsvergabeverfahrens verpflichtet ist, einem unterliegenden Bieter darüber Auskunft zu erteilen, aus welchen Gründen der Zuschlag zugunsten eines andere Bieters erfolgte. Der Auskunftspflicht sei regelmäßig durch die Überlassung des ungeschwärzten und vollständigen Auswertungsvermerks ausreichend genüge getan. Schwärzungen im Vermerk könnten nur dann vorgenommen werden, wenn substantiiert dargelegt werde, dass diese zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen notwendig seien. Weiter müsse vorgetragen werden, welche schützenswerten Interessen der anderen Bewerber konkret betroffen seien. Ein Geheimhaltungsinteresse hinsichtlich des Auswertungsvermerks komme nach Einschätzung des BGH daher nur in Ausnahmefällen zum Tragen, wie etwa für den Fall, dass ein Unternehmen der Gemeinde den Zuschlag erhalten hat.

Sachverhalt: 
Die Gemeinde (Beklagte) unterrichtete die Klägerin über ihre Absicht, die Konzession den Stadtwerken zu erteilen. Ein Akteneinsichtsgesuch der Klägerin lehnte sie ab. Die Klägerin beantragte daraufhin im Rahmen eines einstweiligen Verfügungsverfahrens beim Landgericht, der Beklagten den beabsichtigten Vertragsschluss mit den Stadtwerken zu untersagen. Mit der Antragserwiderung machte die Beklagte der Klägerin eine unvollständige, teilweise geschwärzte Kopie der beabsichtigten Entscheidung über die Konzessionsvergabe und des dieser zugrunde gelegten Auswertungsgutachtens zugänglich. Das Gericht wies den Antrag der Klägerin zurück und die Gemeinde schloss noch am selben Tag den Konzessionsvertrag mit den Stadtwerken. Nachdem die Verhandlungen über die Netzübergabe zwischen Stadtwerken und Klägerin gescheitert waren, erhob die Klägerin (Altkonzessionärin) im Jahr 2017 eine Klage mit den Anträgen, Einsicht in die ungeschwärzte Angebotsauswertung sowie in das Angebot der Stadtwerke zu gewähren.

Aus den Gründen:
Nach Auffassung des BGH steht der Klägerin gegen die Beklagte zwar kein Anspruch auf Akteneinsicht gemäß § 47 Abs.3 EnWG zu, da die beklagte Gemeinde der Klägerin die Information über die Auswahlentscheidung zugunsten der Stadtwerke bereits im November 2015 erteilte, die vorgenannte Vorschrift aber erst seit dem 3. Februar 2017 bestehe und somit für diesen Fall noch nicht anwendbar sei.

Aufgrund des bei der Konzessionsvergabe bestehenden Transparenzgebots sei die eine Konzession vergebende Gemeinde aber verpflichtet, den unterlegenen Bietern Auskunft darüber zu erteilen, aus welchen Gründen sie den Zuschlag einem anderen Bieter erteilen will. Das Transparenzgebot soll die Einhaltung des bei Auswahl- und Vergabeentscheidungen allgemein bestehenden Diskriminierungsverbots sicherstellen und auch die Gründe einer Auswahlentscheidung offenlegen.

Aus der Bindung der Gemeinden an das Diskriminierungsverbot ergeben sich sowohl materielle als auch verfahrensbezogene Anforderungen an die Auswahlentscheidung. Damit ein unterlegener Bieter gegenüber einer Konzessionsvergabe, die diesen Anforderungen (möglicherweise) nicht entspricht und sich damit als gesetzwidrig erweisen kann, seine Rechte wirksam wahrnehmen kann, müsse ihn die Gemeinde jedenfalls auf sein Verlangen darüber unterrichten, aufgrund welcher Erwägungen sie zu dem Ergebnis gelangt sei, dass das Angebot des Bieters, dem die Konzession erteilt werden soll, nach den mitgeteilten Auswahlkriterien das bessere ist. Dazu sei grundsätzlich die umfassende Unterrichtung über das Ausschreibungsergebnis durch Überlassung einer ungeschwärzten und vollständigen Kopie des für die Auswahlentscheidung der Gemeinde erstellten Auswertungsvermerks erforderlich, aber auch ausreichend. Soweit die Gemeinde in einer danach zu übergebenden Kopie des Auswertungsvermerks Schwärzungen vornehmen will, hat sie deren Notwendigkeit zum Schutz von Geschäfts-und Betriebsgeheimnissen jeweils für die konkrete Angabe substantiiert darzulegen und dazu auszuführen, welche schützenswerten Interessen des betreffenden Bieters in welchem Umfang eine Beschränkung der Auskunft erfordern sollen.

Weiter sei zu beachten, dass der Grundsatz des Geheimwettbewerbs im Fall der öffentlichen Auftragsvergabe im Wettbewerb um den jeweiligen Auftrag von vornherein durch das Transparenzgebot begrenzt wird. Auch soweit danach eine Beschränkung des Auskunftsanspruchs ausnahmsweise in Betracht komme, wird der Schutz eines Geschäftsgeheimnisses es grundsätzlich nicht rechtfertigen, dem auskunftsberechtigten Bieter bewertungsrelevante Erwägungen zu dem betreffenden Kriterium vollständig vorzuenthalten. Es müsse nach Einschätzung des Gerichts grundsätzlich hingenommen werden, dass die Auskunft es gegebenenfalls ermöglichen oder erleichtern kann, das eigene Angebot in einem erfolgreich erstrittenen neuen Konzessionsverfahren an das Erstangebot eines Mitbieters anzupassen. Die Einsicht in die konkreten Angebotsunterlagen sei hingegen nur dann relevant, wenn detailliert dargelegt werde, weshalb die Einsichtnahme neben der Kenntnis des Auswertungsvermerks geboten sei, um die Entscheidung der Gemeinde nachvollziehen zu können.

Weiter hatte der BGH die Frage zu klären, ob nach dem Scheitern der einstweiligen Verfügung in erster Instanz eine Rechtswidrigkeit des Verfahrens überhaupt noch geltend gemacht werden könne. Das Gericht kam zu dem Ergebnis, dass der mit der mit dem Eilrechtsschutz verfolgte Zweck – die Nichtvornahme des Vertragsschlusses zwischen der Beklagten und den Stadtwerken – nicht mehr erreicht hätten werden können, weshalb der Altkonzessionär keinen weitergehenden Rechtsschutz mehr zu suchen brauchte. 

Das Urteil findet sich unter: https://juris.bundesgerichtshof.de

Anmerkung des DStGB:

Die Entscheidung stellt klar, dass Schwärzungen beim Auswahlvermerk grundsätzlich nicht vorgenommen werden dürfen. Auch wird deutlich, dass das Transparenzgebot durch die Bereitstellung des Auswahlvermerks ausreichend gewürdigt wird. Die Gemeinde hat jedoch substantiiert darzulegen, weshalb Ausnahmsweise eine Schwärzung zur Wahrung von Geschäftsgeheimnissen in ihren Unterlagen notwendig ist. Der unterlegene Bieter kann allerdings konkrete Angebote zusätzlich nur dann ungeschwärzt einsehen, wenn er substantiiert darlegen kann, weshalb er neben der Auswahlentscheidung auch das Angebot einsehen muss.


(IV/3 902-09, Finn Brüning, 05.11.2021)
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[bookmark: _Toc87271985]4421-05	EuGH: Keine Steuerbefreiung für Schwimmunterricht

Mit Urteil vom 21.10.2021 (C 373/19) hat der EuGH entgegen der bisherigen nationalen Rechtsprechung entschieden, dass Schwimmunterricht nicht in den Anwendungsbereich der Steuerbefreiung für Schul- und Hochschulunterricht nach Art. 132 Abs. 1 Buchstabe j MwStSystRL fällt.

In den letzten Jahren hat sich die nationale Rechtsprechung mehrfach mit der steuerlichen Behandlung von Schwimmunterricht befasst. Das FG Münster urteilte, dass die Umsätze einer Schwimmschule mit dem Kurs Kleinkinder-Schwimmen steuerfrei sind. Dies ergäbe sich mangels konkreter Regelung im Umsatzsteuergesetz unmittelbar aus Art. 132 Abs. 1 Buchstabe j MwStSystRL („von Privatlehrern erteilter Schul- und Hochschulunterricht“). An dem Erlernen der Schwimmfähigkeit bestehe laut FG Münster ein hohes Gemeinwohlinteresse und zudem werde dies auch an öffentlichen Schulen unterrichtet.

Nachdem der EuGH in einer anderen Entscheidung (Urteil vom 14.03.2019, C-449/17) angedeutet hatte, dass er zu einer engen Auslegung des Begriffs „Schul- und Hochschulunterricht“ tendiert, hat der Bundesfinanzhof dem EuGH die Frage zur Behandlung der Steuerbefreiung von Schwimmunterricht zur Vorabentscheidung vorgelegt. Mit Urteil vom 21.10.2021 entschied der EuGH, dass der Schwimmunterricht nicht in den Anwendungsbereich der Steuerbefreiung für Schul- und Hochschulunterricht i.S.d. Art. 132 Abs. 1 Buchstabe j MwStSystRL fällt. Er weicht insoweit von der bisherigen nationalen Rechtsprechung ab.

In der Urteilsbegründung heißt es, dass der Begriff des „Schul- und Hochschulunterrichts“ allgemein auf ein integriertes System, der Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten in Bezug auf ein breites und vielfältiges Spektrum von Stoffen und auf die Vertiefung und Entwicklung dieser Kenntnisse und Fähigkeiten durch die Schüler und Studenten, je nach ihrem Fortschritt und ihrer Spezialisierung auf den verschiedenen Stufen dieses Systems verweise. Beim Schwimmunterricht handele es sich dagegen um einen spezialisierten und punktuell erteilten Unterricht, der diese Anforderungen nicht erfülle.

Anmerkung des DStGB

Durch die geänderte Rechtsprechung ist es kommunalen Bäderbetrieben künftig nicht mehr möglich, von der Steuerbefreiung für Schul- und Hochschulunterricht Gebrauch zu machen. Allerdings besteht für kommunale Bäderbetriebe die Möglichkeit, für Schwimmkurse den ermäßigten Umsatzsteuersatz in Höhe von 7 Prozent anzuwenden. Nach § 12 Abs. 2 Nr. 9 UStG kommt der ermäßigte Steuersatz in Betracht, soweit es sich um unmittelbar mit dem Betrieb der Schwimmbäder verbundene Umsätze handelt. Gemäß Abschnitt 12.11. UStAE ist dies bei Schwimmkursen der Fall. Ob der ermäßigte Steuersatz auch für zum Beispiel Aqua-Jogging- und Aqua-Fitness-Kurse gilt, kann allerdings nicht eindeutig beantwortet werden.


(II/5 955-00 Alexander Kramer, 03.11.2021)
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[bookmark: _Toc87271986]4421-06	Neue Fördermöglichkeiten für energieeffiziente Unternehmen 

Die „Bundesförderung für Energieeffizienz in der Wirtschaft“ (EEW) verfolgt das Ziel, investive Maßnahmen zur Erhöhung der Energieeffizienz durch den Einsatz von hocheffizienten und am Markt verfügbaren Technologien zu fördern. Förderfähig sind sowohl Investitionen zum Ersatz oder zur Neuanschaffung von hocheffizienten Aggregaten für die industrielle und gewerbliche Anwendung auf dem Betriebsgelände. Nun wurde das EEW zum 1. November 2021 um neue Fördermöglichkeiten für Ressourceneffizienz und Transformationskonzepte erweitert. Darüber hinaus werden Maßnahmen für die außerbetriebliche Abwärmenutzung zukünftig mit einem erhöhten Fördersatz gefördert. Außerdem wurde die Maximalförderung von 10 Mio. Euro auf 15 Mio. Euro aufgestockt. Die Anpassungen werden mit den gestiegenen energie- und klimapolitischen Zielen der Bundesregierung begründet. Auch kommunale Unternehmen sind antragsberechtigt. 

Mit der neuen Förderung von Transformationskonzepten erhalten Unternehmen Unterstützung bei der Planung und Umsetzung der unternehmensindividuellen Transformation hin zur Treibhausgasneutralität. Ein solches Transformationskonzept kann beispielsweise die Erstellung und Zertifizierung einer CO2-Bilanz für ein Unternehmen beinhalten.

Die Novellierung verfolgt das Ziel, das bestehende Förderangebot für Industrie und Gewerbe nutzergerecht zu optimieren. So erhalten beispielsweise kleine und mittlere Unternehmen eine um 10 Prozent höhere Förderquote und zudem eine höhere Förderung pro eingesparter Tonne CO2. Das Investitionsprogramm ist bewusst technologieoffen und branchenübergreifend.

Daneben werden bereits durch die vorherigen Module Querschnittstechnologien und Prozesswärme aus erneuerbaren Energien unterstützt. Ebenso Mess-, Steuer-und Regelungstechnik, Sensorik und Energiemanagementsoftware. Des Weiteren werden energie- und ressourcenbezogene Optimierungen von Anlagen und Prozessen gefördert.

Wer wird gefördert und wer nicht?
Gefördert werden sowohl private als auch kommunale Unternehmen. Nicht hingegen gefördert werden Kommunen und deren rechtlich unselbständige Betriebe.

Gegenstand der Förderung
Transformationskonzepte werden mit maximal 80.000 Euro pro Konzept gefördert.

Pro Vorhaben gilt für die Module 2 bis 4 ein Höchstbetrag für den Investitionszuschuss von maximal 15 Mio. Euro. Die Förderung im Modul 1 ist auf maximal 200.000 Euro je Vorhaben begrenzt. Transformationskonzepte werden mit maximal 80.000 Euro pro Konzept gefördert.

Die Förderung erfolgt wahlweise als direkter Zuschuss (BAFA) oder als Tilgungszuschuss in Verbindung mit einem Kredit der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). Das BMWi berücksichtigt mit diesen Förderoptionen die unterschiedlichen Finanzierungsbedürfnisse von Unternehmen.

Wie erfolgt das Antragsverfahren?

Für die Antragstellung steht auf der Webseite des BAFA das elektronische Antragsformular zur Verfügung. Der Antrag ist ausschließlich elektronisch zu stellen. Das Formular zur Antragstellung findet sich unter www.bafa.de.


(IV/3 902-06, Finn Brüning, 03.11.2021) 

Inhaltsverzeichnis


FINANZEN UND KOMMUNALWIRTSCHAFT

[bookmark: _Toc87271987]4421-07	Forsa-Umfrage bestätigt hohe Akzeptanz der Windenergie an Land

Eine repräsentative Forsa-Umfrage der Fachagentur Windenergie an Land hat sich mit der Akzeptanz der Windenergie, Fragen regionaler Wertschöpfung sowie Verbesserungsmaßnahmen für mehr Rückhalt in der Bevölkerung befasst. Die Umfrageergebnisse zeigen, dass sich die Akzeptanz der Windenergie auf hohem Niveau befindet. Die Umfrage bestätigt den DStGB darin, eine bessere finanzielle Beteiligung an den erneuerbaren Energien für die Kommunen zu fordern. Insbesondere wird der Bund aufgefordert, die finanzielle Beteiligung der Gemeinden an der Windkraft an Land auch auf nicht geförderte Anlagen sowie auf Bestandsanlagen auszuweiten.

Im Rahmen der Umfrage wurde ermittelt wie das Meinungsbild hinsichtlich bestehender sowie geplanter Anlagen im unmittelbaren Wohnumfeld von Menschen ausgestaltet ist. Es zeigt sich, dass 78 Prozent der Befragten mit den vorhandenen Windenergieanlagen in ihrer Wohnumgebung einverstanden sind. Auch hinsichtlich geplanter Anlagen hätten drei Viertel der Menschen gar keine oder wenige Bedenken. Vor diesem Hintergrund erscheint interessant, dass sich 61 Prozent der Befragten, von der zukünftigen Bundesregierung mehr Einsatz für den Ausbau der Windenergie wünschen.

Als besonders wichtig für die Vorhabengestaltung wird es aus Sicht der Befragten eingeschätzt, dass frühzeitig und angemessen über geplante Projekte informiert wird (91 Prozent) und dass Kommunen die Möglichkeit haben, den Projektprozess aktiv mitzugestalten (83 Prozent). Einen ähnlich hohen Stellenwert kommt dem Aspekt zu, dass umliegende Kommunen finanziell spürbar von umgesetzten Windenergievorhaben profitieren (79 Prozent). In diesem Zusammenhang zeigen die Befragungsergebnisse zugleich, dass viele der genannten Aspekte in der konkreten Gestaltung von Windenergieprojekten vor Ort nur teilweise bis kaum umgesetzt wurden. Demensprechend wird deutlich, dass die Wünsche der vor Ort lebenden Bürgerschaft bei der Umsetzung von Windenergieprojekten stärker berücksichtigt werden sollten. 

Anmerkung des DStGB

Die vorliegende Umfrage zeigt, dass die Windenergie an Land auf eine hohe Akzeptanz stößt. Zugleich wird deutlich, dass die Anerkennung vor Ort weiter verbessert werden könnte, wenn die Belange von Kommunen und Bürgerschaft noch aktiver aufgegriffen werden. 

Städte und Gemeinden sind maßgebliche Akteure beim weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien. Auch im Sinne der Akzeptanzsteigerung ist es daher erforderlich, dass Kommunen künftig verpflichtend an der Wertschöpfung der Windenergie- und Photovoltaik-Freiflächenanlage beteiligt werden. Der DStGB wird sich insbesondere dafür einsetzen, dass die finanzielle Beteiligung der Kommunen an der Windkraft an Land auch für nicht geförderte Anlagen sowie für Bestandsanlagen erfolgt. 

Im Erneuerbaren-Energien-Gesetz ist bislang eine freiwillige finanzielle Beteiligung an geförderten Anlagen in der Form geregelt, dass Städte und Gemeinden mit Vorhabenträgern Verträge über die finanzielle Beteiligung an der Windenergie an Land schließen können. Einen entsprechenden Mustervertrag hat die Fachagentur Windenergie an Land unter anderem in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Städte- und Gemeindebund erarbeitet (s. www.dstgb.de; Rubrik: Themen / Windenergie / Aktuelles)

Weitere Informationen finden sich unter:

· www.dstgb.de (Rubrik: Publikationen / Pressemitteilungen)
· www.fachagentur-windenergie.de 


(IV/3 902-25, Finn Brüning / III/2 822-00 Marianna Roscher 05.11.2021)
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[bookmark: _Toc87271988]4421-08	VKU legt Konzeptpapier „Digitale Daseinsvorsorge“ vor

Die digitale Transformation ist eine der größten Herausforderungen, aber auch Chance unserer Zeit. Mit digitalen Lösungen lässt sich die Daseinsvorsorge weiter verbessern und Umwelt, Klima und Ressourcen noch besser schützen. Das sorgt für noch höhere Lebensqualität in den Kommunen. Mit dem Konzeptpapier „Digitale Daseinsvorsorge“ hat der VKU-Ausschuss Digitalisierung herausgearbeitet, was kommunale Unternehmen für die proaktive Gestaltung dieses Transformationsprozesses benötigen. Der DStGB war im Autorenteam zur Erstellung des Papiers vertreten. 

Mit der neuen Publikation will der VKU Antworten geben auf Fragen wie: Was macht digitale Daseinsvorsorge aus? Was kann sie zur Lösung gesellschaftlicher Herausforderungen beitragen? Und was braucht es jetzt, um die Leitideen umzusetzen?

Vom Datenmanagement, über Künstliche Intelligenz bis hin zu Aus- und Weiterbildungen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geht das Konzeptpapier auf zentrale Aspekte ein, die für eine erfolgreiche digitale Transformation notwendig sind. Dabei wird klar: Die kommunalen Unternehmen sind zentrale Akteure dieser Transformation, weil sie digitale Infrastruktur, Services und Innovationen in Städten und in ländlichen Räumen betreiben bzw. vorantreiben. 

Das Konzeptpapier „Digitale Daseinsvorsorge“ sowie die Grafik „10 Leitideen der digitalen Daseinsvorsorge“ stehen zum Download zur Verfügung unter www.vku.de.


(IV/I 901-00, Timm Fuchs, 04.11.2021)
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[bookmark: _Toc87271989]4421-09	Studie zur Zukunft der Daseinsvorsorge veröffentlicht

Eine aktuelle Kowid-Studie beleuchtet die Frage, welche Bereiche der kommunalen Daseinsvorsorge künftig besonders relevant sind für eine optimale Infrastrukturversorgung der Bürger. Ein zentrales Ergebnis ist, dass die beim Betrieb von kommunaler Infrastruktur gewonnenen Daten und ihre Vernetzung mit weiteren, insbesondere städtischen Bereichen, eine besondere Bedeutung hat. Als Anwendungsbeispiele werden die bessere Koppelung der Sektoren, aber auch Smart City- und Smart Country-Projekte genannt. Zugleich wird in der Studie dafür geworben, die beim Infrastrukturbetrieb gewonnenen Daten in eigenen kommunalen Plattformen zu nutzen. Andernfalls drohe die Gefahr, dass die Kommunen die Hoheit über diese Daten verlören zugunsten großer Tech-Konzerne wie Google oder Amazon.

Zu diesem und weiteren Ergebnissen kommt eine Studie des Kompetenzzentrums Öffentliche Wirtschaft, Infrastruktur und Daseinsvorsorge (Kowid) an der Universität Leipzig.

Wesentliche Ergebnisse der Studie

Wesentliches Ziel der Autoren der Studie war es, daseinsvorsorgerelevante Bereiche der Zukunft für eine optimale Infrastrukturversorgung der Bürger zu identifizieren. Als Themenfeld werden die Digitalisierung und die Klimafolgenanpassung genannt. Auch sei der Transformationsprozess in der Daseinsvorsorge von besonderer Bedeutung, da die Digitalisierung sämtliche Lebensbereiche durchdringe und damit eine prägende Rolle für Gesellschaft, Wirtschaft und Politik einnehme. Bei der Transformation käme es darauf an, neben einer leistungsfähigen und flächendeckenden digitalen Infrastruktur eine sinnvolle Erweiterung des Aufgabenspektrums der Daseinsvorsorge zu erreichen. 

Unterschiede Stadt und Land

In ländlichen Räumen führe die demographische Entwicklung bereits heute zu spürbaren Veränderungen der Infrastrukturausstattung. Deshalb müsse auch im Rahmen der Digitalisierung nach Lösungsansätzen gesucht werden, um effiziente Strukturen, die auch zukünftig ein ausreichendes Leistungsangebot mindestens in Kernbereichen der Daseinsvorsorge ermöglichen, zu entwickeln. In urbanen Räumen hingegen würde es zu Verdichtungsprozessen im Zuge von Bevölkerungszuwächsen kommen, die zu erhöhten Infrastrukturbedarfen führen würden. Als Beispiel wird ein steigendes Verkehrs- und Mobilitätsaufkommen genannt. Gerade in angespannten Wohnungsmärkten würde bezahlbarer Wohnraum weiter in den Fokus geraten. Anders als in ländlichen Räumen würden jedoch urbane Regionen aufgrund der räumlichen Nähe vielfältige Potenziale zu sektorenübergreifenden Lösungen anbieten. Im Zuge der Kopplung von Infrastrukturen könnten Synergien zwischen inter- und intrasektoralen Funktionen geschaffen bzw. genutzt werden, wie etwa die Erschließung neuer Energiequellen durch eine Kopplung von Wärmeerzeugung mit Abwasser- und Serverwärme, in der Quartiersentwicklung oder der Urbanen Mobilität. In diesem Zusammenhang könnten auch öffentlich-private Partnerschaften zielführend sein. 

Digitale Plattformen regional nutzen
Insbesondere digitale Plattformen hätten laut Experten einen enormen Bedeutungszuwachs erfahren und seien für das Wirtschaftssystem insgesamt besonders prägend. Ihnen käme die Rolle der „Basisinfrastruktur“ der digitalen Gesellschaft zu. Es sei darauf zu achten, dass vergleichbare Wettbewerbsbedingungen für private und öffentliche Unternehmen herrschten. Der Aufbau digitaler kommunaler Plattformen könne lokale Produzenten, Lieferanten und Nutzer/Verbraucher zusammenbringen. Dies könne die Digitalisierung effizienter und leistungsfähiger gestalten. Eine Herausforderung dieser Plattform sei jedoch eine tragfähige Finanzierung. 

Zur Methodik
Im Rahmen einer Befragung (Delphi-Methode: empirische Analyse in Form einer mehrstufigen Expertenbefragung) wurde für eine bestimmte Themenstellung ein Zukunftsbild aus der Perspektive heutiger Entscheider und Experten entworfen und in zwei Befragungsrunden zu einer Gruppenmeinung verdichtet. Als Experten standen dabei Vertreter kommunaler Spitzenverbände, der Wissenschaft, der Politik, einiger Unternehmen, von Verbänden und Rechtsanwalts- bzw. Beratungsgesellschaften zur Verfügung. Die Befragung zielte u.a. darauf ab zu eruieren, welche aktuellen wie zukünftigen gesellschaftlichen, ökonomischen und technischen Entwicklungen die Treiber der künftigen Daseinsvorsorge nehmen.

Der vollständige Bericht ist zu finden unter https://kowid.de.

Weiterführende Informationen

Eine Stellungnahme der drei kommunalen Spitzenverbände zur Nutzung von Daten des öffentlichen Sektors ist zu finden unter: www.bmwi.de


(IV/3 900-00, Finn Brüning, 05.11.2021)
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[bookmark: _Toc87271991]4421-10	Bundeskabinett verabschiedet Klimaschutzbericht 2021 

Das Bundeskabinett hat am 03.11.2021 den Klimaschutzbericht 2021 verabschiedet. Der Bericht enthält den Stand der Umsetzung der Klimaschutzprogramme von 2019 und 2014 sowie bereits zuvor veröffentlichte Informationen zur Entwicklung der Treibhausgasemissionen in den verschiedenen Sektoren bis zum Jahr 2020 und eine Projektion der zu erwartenden Treibhausgasminderungswirkung der bis Mitte 2020 beschlossenen Maßnahmen.

Der Klimaschutzbericht 2021 gibt den Umsetzungsstand des im Jahr 2019 beschlossenen Klimaschutzprogramms 2030 und auch den des im Jahr 2014 beschlossenen Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 wieder. Aus dem Bericht ergibt sich, dass die weit überwiegende Anzahl der Maßnahmen bereits umgesetzt wurde oder sich in der Umsetzung befindet. Bis zum Jahr 2030 bringt die Summe der beschlossenen Maßnahmen Deutschland je nach getroffenen Annahmen auf eine Minderung von 49 Prozent (bei einem EU-Emissionshandels-Zertifikatepreis von 30 Euro im Jahr 2030) bzw. 51 Prozent (bei einem Zertifikatepreis von 60 Euro im Jahr 2030) gegenüber dem Jahr 1990. Derzeit liegt der CO2-Preis im EU-Emissionshandel bei etwa 60 Euro.

Der vollständige Klimaschutzbericht 2021 kann auf der Homepage des BMU unter www.bmu.de/DL2829 heruntergeladen werden.

Anmerkung des DStGB

Der Klimaschutzbericht 2021 zeigt, dass durch die Umsetzung von Teil-Maßnahmen bereits eine Basis für die Erreichung der nationalen Klimaziele gelegt wurde. Allerdings wird auch deutlich, dass es weitere Maßnahmen auf internationaler und auch nationaler Ebene bedarf, um die Klimaziele tatsächlich zu erreichen. 

Die Transformation zur Klimaneutralität kann nicht auf nationaler oder gar auf kommunaler Ebene umgesetzt werden. Sie ist eine globale Herausforderung, die global koordinierte Antworten benötigt. Daher ist es essentiell, dass im Rahmen der 26. UN-Klimakonferenz in Glasgow verbindliche Ergebnisse erzielt werden, wie eine globale Klimaerwärmung noch vermieden werden kann.

Im Übrigen gilt: Klimaschutz ist eine zentrale Herausforderung für Politik, Gesellschaft und Wirtschaft. Die Kommunen sind hier Schlüsselakteure, weil Klimaschutz vor Ort stattfindet. Auch die Auswirkungen des Klimawandels wie Starkregen, Überschwemmungen und Hitzeperioden sind für Kommunen und ihre Bewohner immer spürbarer. Daher ist es wichtig, die Kommunen bei Ihren Klimaschutzanstrengungen weiter zu unterstützen. Eine klimagerechte Stadtentwicklung, der Ausbau erneuerbarer Energien, zukunftsweisende Mobilitätskonzepte oder die energetische Gebäudesanierung setzen starke und handlungsfähige Städte und Gemeinden voraus. 

Zur Erreichung der nationalen Klimaziele – bis 2040 sollen die Emissionen um 88 Prozent gesenkt werden und bis 2045 soll Deutschland klimaneutral werden – sind nun konkrete Maßnahmen und Umsetzungsschritte gefragt. Hierbei wird es darauf ankommen, dass ein verträglicher Ausgleich zwischen Ökonomie und Ökologie gelingt und die nötige Versorgungssicherheit in Deutschland gewährleistet bleibt.

Insoweit verweisen wir auch auf unseren Masterplan Klimaanpassung und Klimaschutz: www.dstgb.de (Rubrik: Themen / Klimaschutz / Aktuelles)


(III/4 843-00, Alexander Kramer, 03.11.2021)
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[bookmark: _Toc87271992]4421-11	Klimawandel: BMU fördert nachhaltiges Anpassungsmanagement in Kommunen

Städte und Gemeinden können ab dem 1. Dezember 2021 finanzielle Unterstützung für ihre Vorsorge gegen Klimarisiken bekommen. Im Fokus der neuen Förderrunde des BMU-Programms „Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels“ steht der Aufbau eines nachhaltigen Anpassungsmanagements in Kommunen. Darüber hinaus will das BMU innovative, lokale Modellprojekte gezielt fördern, die vor Schäden durch extreme Wetterereignisse schützen, wie Starkregen oder Hitzewellen. Gesucht werden innovative, nachhaltige Ideen von Städten, Gemeinden und anderen lokalen Akteuren, die beispielgebend für andere Kommunen in Deutschland sind.

Die novellierte Förderrichtlinie richtet das BMU-Programm „Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels“ neu aus. Durch ein umfassendes Angebot von der Planung bis zur Umsetzung sollen Kommunen in die Lage versetzt werden, anstehende Klimaanpassungs- und Umbauprozesse frühzeitig und integriert anzugehen sowie nachhaltig auszurichten. Vor allem sollen Kommunen solche Konzepte und Maßnahmen zur Klimaanpassung entwickeln, die die Ziele der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie aufgreifen und so einen besonderen Mehrwert für Menschen und Umwelt vor Ort schaffen.

Die verschiedenen Förderschwerpunkte werden gestaffelt ausgeschrieben. Ab 1. Dezember 2021 bis 31. Januar 2022 wird der Aufbau eines nachhaltigen Anpassungsmanagements in Städten und Gemeinden gefördert. Dadurch werden gezielt Anreize für Kommunen geschaffen, lokale Klimaanpassung strategisch zu denken und selbst zu steuern. Die dafür erforderlichen Gesamtkonzepte erarbeiten lokale Klimaanpassungsmanager vor Ort, ihr Einsatz wird durch das BMU gefördert. Diese nachhaltigen Anpassungskonzepte bilden die Grundlage für konkrete Aktivitäten der jeweiligen Kommune. Im Fokus stehen dabei Maßnahmen zur Risikovorsorge, die vor Schäden durch extreme Wetter- und Klimaereignisse, wie Starkregen oder Hitzewellen, schützen. So können auch ausgewählte investive Maßnahmen über das Förderprogramm unterstützt werden. Die Anträge werden in Abhängigkeit von den verfügbaren Haushaltsmitteln sowie unter Berücksichtigung des erheblichen Bundesinteresses bearbeitet.

Ab 2022 können Kommunen zudem die Förderung für innovative Modellprojekte beantragen. Das BMU sucht dafür nachhaltige Ideen für die Anpassung an den Klimawandel, die sich durch hohe Übertragbarkeit auf ähnlich betroffene Regionen und Akteure auszeichnen. Bei Interesse am zweiten Förderschwerpunkt können sich Interessierte bei der Zukunft – Umwelt – Gesellschaft gGmbH (ZUG) registrieren lassen, um rechtzeitig über den Beginn des Förderfensters und die Förderkonditionen informiert zu werden. Die ZUG wurde vom BMU mit der Umsetzung des Förderprogramms beauftragt.

Neben Kommunen, die als zentrale Betroffene von Klimawandelfolgen sowie als Hauptakteure noch zielgerichteter unterstützt werden sollen, werden auch lokale Vereine, Verbände und mittelständische Betriebe sowie Bildungseinrichtungen im Förderprogramm berücksichtigt. Durch die Förderung des kommunalen Anpassungsmanagements sowie innovativer Modellprojekte für die Klimaanpassung begegnet das Programm dem akuten Handlungsbedarf.

Anmerkung des DStGB

Die geplante BMU-Förderung ist zu begrüßen. Das Förderprogramm ist Teil der „Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel“. Mit der DAS sollen Auswirkungen des Klimawandels in den Planungs- und Entscheidungsprozessen öffentlicher Akteure stärker berücksichtigt werden – insbesondere auf kommunaler Ebene. Vergangene Förderrunden unterstützten beispielsweise Projekte zum Starkregenrisikomanagement und zum Umgang mit Trockenheit, zur Abmilderung urbaner Hitzeinseln oder auch zur Verbindung von Hitze- und Infektionsschutzmaßnahmen im Gesundheitssektor. Um die großen Herausforderungen im Bereich der Klimaanpassung und der klimagerechten Stadtentwicklung bewältigen zu können, bedarf es allerdings einer langfristigen und umfassenden finanziellen Unterstützung der Kommunen durch Bund und Länder. Sowohl im Bereich der investiven wie auch der nicht-investiven Maßnahmen gibt es enormen Handlungsbedarf. Die Förderpolitik ist entsprechend auszurichten.

Alle weiteren Informationen unter: www.z-u-g.org


(III/2 843-10 Bernd Düsterdiek, 04.11.2021)
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[bookmark: _Toc87271993]4421-12	Weltklimakonferenz Glasgow – Pakt gegen Waldzerstörung

Auf der UN-Klimakonferenz COP26 am 2. November 2021 im schottischen Glasgow haben 124 Staaten eine Erklärung verabschiedet, in der sie sich verpflichten gemeinsam daran zu arbeiten, Waldverluste und Landdegradation bis 2030 zu stoppen und umzukehren.

Unterzeichnet haben die „Erklärung der Staats- und Regierungschefs von Glasgow zu Wäldern und Landnutzung“ fast alle waldreichen Staaten, darunter Brasilien, Kanada, Russland, Kolumbien, Indonesien sowie China, Norwegen und die Demokratische Republik Kongo. Auch Deutschland und die EU unterstützen die Erklärung. Die an der Initiative beteiligten Länder beherbergen nach Angaben der britischen Regierung, die die Konferenz geleitet hat, 85 Prozent der weltweiten Waldfläche. 

Finanziert wird das Vorhaben von zwölf Geberländern, darunter Deutschland, Frankreich, Kanada, USA, Norwegen und Großbritannien. Bis 2025 sollen rund 19 Milliarden Dollar an öffentlichen und privaten Mitteln insbesondere zum Schutz der tropischen Wälder am Amazonas, in Indonesien und im Kongobecken fließen, um die Entwicklungsländer bei der Wiederherstellung von Wäldern und bei der Bekämpfung von Waldbränden zu unterstützen. Zum Schutz des zweitgrößten Regenwaldes im afrikanischen Kongobecken soll ein neuer Fonds mit 1,5 Milliarden Dollar eingerichtet werden. 

Flankiert wird die Initiative von einer Erklärung zu Wäldern, Landwirtschaft und Rohstoffhandel. Eine Reihe Länder, die Produkte wie Palmöl, Kakao und Soja produzieren, für die Waldflächen gerodet werden, will sich darin zu Schritten verpflichten, die den Druck auf die Wälder verringern; darunter die Unterstützung von Kleinbäuer:innen und die Verbesserung der Lieferkettentransparenz. Auch verpflichten sich mehr als 30 der weltweit kapitalstärksten Finanzinstitute im Zuge des Abkommens, künftig Investitionen auszuschließen, die mit der Abholzung von Wäldern verbunden sind. 

Die britische Regierung bezeichnete das Vorhaben als „beispiellos“. „Der Klimawandel und die biologische Vielfalt sind zwei Seiten derselben Medaille“, sagte der britische Premierminister Boris Johnson. Auch US-Präsident Joe Biden betonte, die Wälder seien ein «unverzichtbarer Bestandteil, um unsere Klimaziele zu erreichen». So hätten die Wälder ein großes Potenzial, klimaschädliches Kohlendioxid aus der Atmosphäre zu holen. Der Schutz der Wälder müsse daher die gleiche Priorität haben wie der klimafreundliche Umbau der Wirtschaft. Die USA wollten der Welt nun helfen, die Entwaldung zu stoppen und bis 2030 darüber hinaus mindestens 200 Millionen Hektar Wald und andere Ökosysteme wiederherzustellen.

Anmerkungen DStGB:

Die Initiative zum Stopp der Entwaldung bis zum Jahr 2030 soll endlich einen Wendepunkt in der internationalen Waldpolitik bringen. Sie ist ein neuer Anlauf zur weltweiten Waldrettung und ein wichtiger Schritt auf dem Weg hin zum Erreichen der Ziele des Pariser Klimaabkommens. 

Zwar steht der Waldschutz nicht erst seit gestern auf der Agenda der internationalen Klimaverhandlungen, aber ein wirklicher Durchbruch ist bislang nicht gelungen. So hatten bereits in 2014 auf dem Klima-Sondergipfel Kanada, die USA, Norwegen, Deutschland, Indonesien und 19 andere Länder mit der New Yorker Wald-Erklärung ein deutliches Signal gesetzt und zugesagt, die Entwaldung bis 2020 deutlich aufzuhalten und bis 2030 zu stoppen. 41 Staaten – darunter Chile, Deutschland, Frankreich, Kanada, Kenia, Thailand und die USA – sowie multinationale Konzerne und Nichtregierungsorganisationen haben die Erklärung bislang unterzeichnet. 

Mit der New Yorker Walderklärung konnten die Abholzungen jedoch nicht verhindert werden. Sie gingen ungebremst weiter. Die Entwaldung hat sich sogar noch beschleunigt. Während vor 2014 jährlich etwa 18 Millionen Hektar Wald abgeholzt wurden, gingen 2020 weltweit etwa 12,2 Millionen Hektar Waldfläche in den Tropen verloren. Dies zeigen Daten der University of Maryland. Dabei sind solche Urwälder besonders wertvoll für die biologische Vielfalt und die Kohlenstoffspeicherung. Nach den Kraftwerks-Emissionen ist die zweitgrößte Treibhausgasquelle das Abholzen von Bäumen. Zu den Staaten mit dem höchsten Waldverlust seit 2014 gehören Brasilien, Bolivien, Kolumbien und Peru. Seit 2014 haben sich die Abholzungen im Amazonas-Regenwald um fast vierzig Prozent gesteigert. Allerdings zählt nun auch – neben Russland und Indonesien – Brasilien zu den Unterzeichnern der Glasgower Erklärung für einen Entwaldungs-Stopp bis 2030, was viele Beobachter mit Skepsis verfolgen.

Von Fachleuten wie dem Ökologen Simon Lewis vom University College London wird der Vorstoß begrüßt, dass sich so viele Länder politisch verpflichtet haben, die Entwaldung zu beenden und erhebliche Mittel zur Verfügung stehen, um auf diesem Weg voranzukommen. Es besteht aber auch Skepsis, weil eine ähnliche Erklärung aus dem Jahr 2014 sich als vollkommen wirkungslos erwiesen habe. Die eigentliche Herausforderung werde darin gesehen, die politisch beschlossenen Maßnahmen und Aktivitäten auch durchzusetzen. Für den Erfolg müsse die praktische Umsetzung der einzelnen Initiativen sorgfältig überwacht werden. 

Die Erklärung von Glasgow findet sich unter https://ukcop26.org.

(III/3 880-157 Ute Kreienmeier 03.11.2021)		Inhaltsverzeichnis
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[bookmark: _Toc87271994]4421-13	Fachtagung „Insektenschutz in Kommunen –
Umsetzung in der Praxis“ am 01.12.2021

Das UBA und der BUND veranstalten am 01.12.2021 eine Online-Fachtagung zu dem Thema „Insektenschutz in Kommunen – Umsetzung in der Praxis“. Neben dem Vorstellen von erfolgreichen Praxis-Beispielen steht auch der Austausch unter den Kommunen im Vordergrund.

Städte und Gemeinden stehen in den nächsten Jahren vor großen Herausforderungen. Sie sind die Schlüsselakteure in Bezug auf den Klimawandel und die Klimaanpassung, weil beides vor Ort stattfindet. Neben den anstehenden Klimaschutzanstrengungen muss aber auch die Artenvielfalt geschützt werden. Die Aufgaben hierbei reichen von der Umgestaltung und Erweiterung des naturnahen Stadtgrüns und der pestizidfreien Pflege der Flächen bis zur Einbeziehung aller gesellschaftlicher Gruppen, insbesondere der Kommunikation mit landwirtschaftlichen Betrieben.

Die Fachtagung stellt hierzu erfolgreiche Praxis-Beispiele für mehr Insektenschutz in Städten und Gemeinden vor und regt zur Diskussion an. Ziel ist es, Anregungen zu geben und den Austausch zwischen den Kommunen zu fördern.

Die Veranstaltung findet von 09:30 Uhr bis 15:00 Uhr digital über Zoom statt. Eine Anmeldung ist bis zum 20.11.2021 über folgenden Link möglich: https://us06web.zoom.us

Anmerkung des DStGB

Der Rückgang der Insektenarten in den letzten Jahrzehnten bringt die Natur aus dem Gleichgewicht. Den Artenrückgang aufzuhalten, ist daher eine wichtige gesamtgesellschaftliche Herausforderung. Städte und Gemeinden spielen dabei eine zentrale Rolle, denn die Menschen erleben die Veränderung in der Natur in ihrem unmittelbaren Lebensumfeld.

Vor diesem Hintergrund weisen wir auch auf unsere Dokumentation „Insektenschutz in der Kommune“ hin, die unter folgendem Link zu finden ist: www.dstgb.de


(III/4 810-01, Alexander Kramer, 04.11.2021)
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[bookmark: _Toc87271995]4421-14	Zukunftsfeste Innenstädte: Aktuelle Studie vorgestellt

Die imakomm-Akademie hat am 03.11.2021 eine nationale Studie „Zukunftsfeste Innenstädte“ vorgestellt. Die Studienergebnisse zeigen, dass die Innenstädte und Ortskerne weiterhin vor gewaltigen Herausforderungen stehen. So wird etwa der Leerstand in den Innenstädten nach Ansicht zahlreicher Kommunen auf dauerhaft 14 bis 15 Prozent steigen. Vor Ausbruch der Corona-Pandemie lag dieser Wert noch bei rund zehn Prozent. Der DStGB hat die Erstellung der Studie fachlich begleitet. 

Wie sieht die Entwicklung deutscher Innenstädte nach der Corona-Pandemie aus? Welche Maßnahmen sind notwendig, damit die Zentren attraktive Standortfaktoren bleiben? Welche Rolle spielen Handel und Gastronomie in der Innenstadt der Zukunft? Antworten auf diese Fragen gibt die deutschlandweite imakomm-Studie „Zukunftsfeste Innenstädte: Zwischenbilanz und Strategien“, an der sich knapp 750 Vertreter:innen aus Kommunen und Wirtschaftsvereinigungen in ganz Deutschland beteiligten. Die IHK-Organisation gehört mit ihrem Netzwerk ebenfalls zu den Unterstützern der Studie.

Weitere Erkenntnisse der Studie: Die Zahl der Einzelhandelsunternehmen könnte nach Ansicht der Befragten um bis zu 14 Prozent sinken, die der Gastronomiebetriebe um sechs bis sieben Prozent abnehmen. Insgesamt werden vier Prozent weniger Gewerbebetriebe erwartet. Dies hat enorme Auswirkungen auf die Frequenzen und damit auf die Attraktivität der Innenstädte. Auf den wichtigsten deutschen Einkaufsstraßen waren in den Monaten Juli, August und September im Durchschnitt nur rund 87 Prozent der Menschen unterwegs, die dort im gleichen Zeitraum 2019 – also vor der Pandemie – gezählt wurden. Nur sechs große Einkaufsmeilen lagen der Analyse zufolge über den Werten von 2019. An 49 Standorten lagen die Frequenzen dagegen teilweise deutlich unter dem Vor-Corona-Niveau. Besonders drastische Folgen dürfte die Pandemie nach Ansicht der Befragten für sogenannte B- und C-Lagen in den Städten und Gemeinden haben. Hier erwarten die Umfrageteilnehmer einen deutlichen Anstieg der Leerstandsquoten von 13 auf 21 Prozente (C-Lagen) und von zehn auf 15 Prozent (B-Lagen). Für besonders attraktive Standorte rechnen sie dagegen nur mit einem vergleichsweise geringen Leerstandsanstieg von sieben auf acht Prozent (A-Lagen).

Alle weiteren Informationen können der imakomm-Studie entnommen werden: www.imakomm-akademie.de



Anmerkung des DStGB

Die Studienergebnisse belegen, dass die Vitalisierung unserer Innenstädte und Ortskerne eine wichtige und zentrale Aufgabe bleibt. Innenstädte und Ortskerne sind die Visitenkarte jeder Kommune. Es besteht also für die neue Bundesregierung dringendster Handlungsbedarf. Hinzu kommt: Der Onlinehandel wird weiter wachsen, weil die Menschen mit dieser Art des Einkaufens überwiegend gute Erfahrungen gemacht haben. Es ist daher wichtig, den Umbau der Innenstädte und Ortskerne zu nutzungsgemischten und attraktiven Standorten aktiv zu gestalten. Mehr Erlebnisräume, Handwerk, Kunst, Kultur, aber auch Wohnraum sowie im Hinblick auf notwendige Klimaschutzanpassungen auch mehr Grün und Blau sind erforderlich, um die Aufenthaltsqualität in den Innenstädten zu verbessern. Dieser Prozess muss jetzt beginnen. Vor Ort müssen Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft, Immobilieneigentümer und die Kommunalpolitik eine integrierte und nachhaltige Stadtentwicklung gestalten. Der DStGB fordert daher Bund und Länder auf, die finanziellen Weichen für den dringend notwendigen Umbau der Innenstädte und Ortskerne zu stellen. 


(III/2 624-10 Bernd Düsterdiek, 04.11.2021)
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[bookmark: _Toc87271996]4421-15	Wettbewerbsregister: Mitteilungspflicht und Abfragemöglichkeit ab dem 01.12.2021

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) hat am 29.10.2021 im Bundesanzeiger bekannt gegeben, dass die Voraussetzungen für die elektronische Datenübermittlung in Bezug auf das neue Wettbewerbsregister vorliegen. Diese Bekanntmachung ist Voraussetzung dafür, dass die Mitteilungs- und Abfragepflichten in Bezug auf das Wettbewerbsregister anwendbar werden. Ab Dezember gilt die Pflicht zur Mitteilung relevanter Rechtsverstöße durch die zuständigen Justiz- und Ordnungsbehörden. Zeitgleich werden auch die registrierten öffentlichen Auftraggeber in Vergabeverfahren erstmals auf das Wettbewerbsregister zugreifen können. Erst ab Juni 2022 wird die Abfrage ab bestimmten Auftragswerten für Auftraggeber dann verpflichtend!

Das bundesweite Wettbewerbsregister stellt öffentlichen Auftraggebern, Sektorenauftraggebern und Konzessionsgebern für Vergabeverfahren Informationen zur Verfügung, die es den Auftraggebern ermöglichen, zu prüfen, ob ein Unternehmen wegen begangener Wirtschaftsdelikte von einem Vergabeverfahren auszuschließen ist oder ausgeschlossen werden kann.

Ab Juni 2022 sind öffentliche Auftraggeber in Vergabeverfahren nach § 6 des Wettbewerbsregistergesetzes dazu verpflichtet, ab bestimmten Auftragswerten bei dem Register abzufragen, ob bei den für die Zuschlagserteilung in Frage kommenden Bietern Eintragungen vorliegen, die der Auftragserteilung entgegenstehen können.

Bis zur Anwendbarkeit der Abfragepflicht bleiben die bisher bestehenden Abfragepflichten im Hinblick auf die Korruptionsregister der Länder und das Gewerbezentralregister bestehen. Die Möglichkeit, das Gewerbezentralregister auf freiwilliger Basis abzufragen, bleibt noch für weitere drei Jahre nach diesem Zeitpunkt erhalten.


(III/4 608-05 Alexander Kramer, 03.11.2021)
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[bookmark: _Toc87271997]4421-16	DWA-Studie: Kommunale Kläranlagen übertreffen EU-Vorgaben

Der 33. Leistungsnachweis kommunaler Kläranlagen der DWA belegt, dass die deutsche Abwasserwirtschaft auch während der Corona-Pandemie die Vorgaben der EU-Kommunalabwasserricht-linie in vielen Bereichen deutlich übertroffen hat. Zudem konnten die Betreiber den Energieverbrauch der Anlagen weiter senken und gleichzeitig die Eigenenergieerzeugung steigern.

Im Fokus der Kommunalabwasserrichtlinie stehen besonders Nährstoffe wie Phosphor und Stickstoffe, um eine Eutrophierung der Gewässer und von Nord- sowie Ostsee zu verhindern. Bundesweit wurden 93,1 Prozent des Gesamtphosphors in den Kläranlagen aus dem Abwasser entfernt und in den Klärschlamm eingebaut. Die Vorgabe der Kommunalabwasserrichtlinie liegt bei 80 Prozent und wurde damit deutlich überschritten. Gleiches gilt für die Gesamtstickstoffe, die zu 83,2 Prozent eliminiert wurden. Auch die Abbauleistung beim Parameter Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB), Maß für die Summe aller im Wasser vorhanden und unter bestimmten Bedingungen oxidierbaren Stoffe, liegt mit 95,6 Prozent deutlich über den Vorgaben der Richtlinie.

Trotz der konstant hohen Reinigungsleistung konnten die Betreiber den Energieverbrauch der Anlagen senken. Kläranlagen zählen zu den größten kommunalen Stromverbrauchern. Der Gesamtstromverbrauch der Kläranlagen konnte seit 2011 von 34 kWh pro Einwohner und Jahr auf 31,2 kWh gesenkt werden. Hochgerechnet auf die Gesamtheit der Kläranlagen bedeutet dies eine Reduzierung des Stromverbrauchs der Kläranlagen von rund 4000 GW/h im Jahr 2011 auf etwa 3600 GW/h 2020. Zeitgleich haben die an der Umfrage beteiligten Kläranlagenbetreiber im Jahr 2020 insgesamt 1.118 GW Eigenstrom erzeugen können. Damit hat die Eigenstromversorgung bezogen auf den Elektrizitätsverbrauch dieser Anlagen mittlerweile einen Anteil von 36 Prozent erreicht.

Der vollständige Leistungsnachweis findet sich unter: https://de.dwa.de

Anmerkung des DStGB

Die Wasserver- und Abwasserentsorgung sind Kernleistungen der kommunalen Daseinsvorsorge. Es ist daher wichtig, die kommunale Ebene hinsichtlich ihrer wasserwirtschaftlichen Aufgaben weiter zu stärken. Hierzu zählt u. a. die Erweiterung der Planungskapazitäten in den Kommunen durch eine verbesserte Personalausstattung sowie auch die Förderung der interkommunalen Zusammenarbeit.

Weiterhin ist sicherzustellen, dass der Gewässerschutz – gerade mit Blick auf die Trinkwasserversorgung – auch in Zukunft eine zentrale vorrangige Rolle einnimmt. Es ist Sorge zu tragen, dass dem Vorsorge- und insbesondere dem Verursacherprinzip im Rahmen des Gewässerschutzes eine klare Bedeutung beigemessen wird. Einträge von Nitrat, Mikroplastik oder auch Arzneimitteln in die Gewässer bzw. in das Abwasser müssen möglichst an der Quelle vermieden werden. In diesem Zusammenhang muss in Deutschland und auch auf europäischer Ebene eine erweiterte Herstellerverantwortung für das Wasserrecht angestrebt und damit in der Wirkungskette früher angesetzt werden. Auch die Konsumenten müssen weiter für wasserschädliche Produkte sensibilisiert werden, um Nachfrage und Angebot aufzulösen. Schon im Rahmen der Bewertung und Zulassung von Stoffen sollten mögliche negative Auswirkungen auf die Gewässer zukünftig verstärkt berücksichtigt werden. Gegebenenfalls sind auch Verbote auszusprechen.


(III/4 815-15, Alexander Kramer, 04.11.2021)
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[bookmark: _Toc87271999]4421-17	Ausgezeichnet mobil: BMI und BBSR würdigen Projekte für bessere Mobilität auf dem Land

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) und das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) haben 20 Kooperationsprojekte im Rahmen des Wettbewerbs „Gemeinsam erfolgreich. Mobil in ländlichen Räumen“ ausgezeichnet. In den Projekten arbeiten Kommunen, Initiativen, Vereine und Unternehmen zusammen, um Mobilität für alle bezahlbar, nachhaltig und nutzerfreundlich anzubieten. 

Der Wettbewerb findet unter dem Dach des Programms Region gestalten statt. Das BMI unterstützt damit Vorhaben mit spezieller Ausrichtung auf ländliche Räume. Es zielt darauf ab, deutschlandweit gleichwertige Lebensverhältnisse zu fördern – ein Kernanliegen der Heimatpolitik des Bundes. Das BBSR bereitet die neuen Handlungsansätze für die Praxis auf und leitet daraus übertragbare Erkenntnisse für ländliche Räume ab. Eine Jury mit Vertreterinnen und Vertretern aus Wissenschaft, Forschung, Verkehr und Verwaltung hatte die Projekte ausgewählt. BMI und BBSR stellen die 20 Gewinner-Projekte im Online-Nachschlagewerk Mobilikon (www.mobilikon.de) vor. Die Gewinnerinnen und Gewinner des Wettbewerbs erhalten jeweils 5000 Euro, drei herausragende Vorhaben wurden besonders gewürdigt.

Wettbewerb „Gemeinsam erfolgreich. Mobil in ländlichen Räumen“

Rund um Homberg an der Efze in Hessen haben sich Behörden und Unternehmen mit einem Carsharing-Anbieter und einer Mobilitätsberatung zusammengetan, um für ihre Mitarbeitenden Fahrzeuge bereitzustellen – und damit private und dienstliche Mobilität miteinander zu verbinden. Pendlerinnen und Pendler aus dem Umland können hier morgens und abends ein Auto aus den Fahrzeug-Pools nutzen. Während sie arbeiten, ergänzen die Fahrzeuge das städtische Carsharing-Angebot, das auch Privatpersonen beanspruchen können. Am Abend kommen die Fahrzeuge wieder mit zurück in die ländlichen Ortschaften. Dort stehen sie der Gemeinschaft für Besorgungen und in der Freizeit zur Verfügung. Einen eigenen Pkw brauchen die Beteiligten oft gar nicht mehr.

Die App „mobil info“ gibt Orientierung an unbekannten Orten, vor allem für Menschen mit Mobilitäts- und Sinneseinschränkungen. Die Anwendung vereinfacht barrierefreies Reisen in Bad Sassendorf, Möhnesee und Soest: Die Suche nach dem Halteknopf im Bus entfällt. Es reicht, einmal aufs Handy zu tippen – und der Wunsch zum Aussteigen ist registriert. Anwenderinnen und Anwender erhalten über das Smartphone mit einem Klick auch Hilfe beim Ein- oder Aussteigen. Die App weiß zudem, welcher Fahrstuhl am Bahnhof funktioniert. Sie kennt nicht nur den schnellsten Weg zur Bushaltestelle, sondern auch den sichersten. Und damit man den richtigen Bus findet, gibt das Fahrzeug auf Knopfdruck ein akustisches Signal. 

E-Mobilität ins Rollen zu bringen, sich für die Dorfgemeinschaft einzusetzen und gemeinsam etwas zu bewegen: Das war im Wettbewerb „Unser Dorf fährt elektrisch“ gefragt, der als Kooperationsprojekt der Regionen Göttinger Land, Harzweserland und Osterode am Harz durchgeführt wurde. Acht Orte aus den Landkreisen Göttingen und Northeim entwickelten dabei überzeugende, wirtschaftlich tragfähige E-Carsharing-Konzepte und setzen diese vor Ort um. Mit öffentlichen Veranstaltungen und Workshops wurde die Bevölkerung abgeholt und zum Mitmachen animiert. In Projektgruppen und Netzwerktreffen wurde die Umsetzung koordiniert. Heraus kamen Konzepte, die bewegen und Zweitwagen dank E-Carsharing überflüssig machen. Zum Beispiel durch organisierte Fahrdienste oder selbst entwickelte Buchungs-Apps.

Weitere Informationen

Liste der Gewinner-Projekte: www.bbsr.bund.de

Steckbriefe der Gewinner-Projekte: www.mobilikon.de


(IV/2 739, Jan Strehmann, 02.11.2021)
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[bookmark: _Toc87272000]4421-18	BMEL veröffentlicht Umfrage zur Förderung ländlicher Räume 

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) hat aktuell eine Umfrage abgeschlossen, die thematisiert, wie die Menschen in ländlichen Räumen ihre Lebensverhältnisse selber einschätzen. Laut der Umfrage sind 80 Prozent grundsätzlich zufrieden mit den Einkaufsmöglichkeiten, mit der hausärztlichen Versorgung sind es rund Dreiviertel der Befragten. Auch zeige die Umfrage, dass ländliche Regionen bei der Bevölkerung als Orte zum Leben und zur Erholung hoch im Kurs stünden, aber weniger als die Hälfte schätzten das Land als Arbeitsort. Zudem bezeichnen nur 61 Prozent der Befragten ihre Internetversorgung als gut oder sehr gut. Der DStGB setzt sich ebenfalls für den flächendeckenden Ausbau des Gigabitnetzes ein. Ebenso muss der ÖPNV besser getaktet und die Arbeitsmöglichkeiten auf dem Land attraktiver gestaltet werden. 

Mobilität: Der Individualverkehr spielt laut der Umfrage des BMEL auf dem Land nach wie vor eine große Rolle. Mehr als 80 Prozent nutzen danach in ländlichen Regionen Auto, Motorrad, Moped, Mofa; in Ballungsräumen sind es 70 Prozent. ÖPNV (Bus und Bahn) werden in Ballungsräumen von 71 Prozent genutzt, in eher ländlichen Räumen von 52 Prozent und in sehr ländlichen Räumen von 41 Prozent. Nur jeder Dritte in sehr ländlichen Regionen findet die Taktung des ÖPNV vor Ort gut, in Ballungsräumen sind es 65 Prozent.

Kommunikation: 89 Prozent aller Befragten halten eine gute Internet- und Mobilfunkversorgung im Alltag für wichtig. 63 Prozent empfinden ihren Handyempfang bei sich zu Hause als gut. In Ballungsräumen sind es 68 Prozent (Internet) und 73 Prozent (Handyempfang).

Arbeiten: 47 Prozent schätzen das Land als attraktiven Ort zum Arbeiten. In sehr ländlichen Regionen bewerten 54 Prozent das Arbeitsplatzangebot als gut oder sehr gut, in städtisch geprägten Regionen sind es 63 Prozent.

Leben/Erholung: Mehr als sieben von zehn Befragten betrachten ländliche Regionen als attraktiven Ort zum Leben. Zudem haben Dreiviertel der Menschen, die bereits in sehr ländlichen Regionen leben, den Wunsch, auch dort zu bleiben. Fast 90 Prozent aller Befragten schätzen ländliche Räume als attraktiven Erholungsort. 

(Quelle: www.bmel.de)

Die Umfrage ist zu finden unter: www.bmel.de



	Anmerkung des DStGB

Die Verwendung digitaler Dienste setzt eine moderne, sichere digitale Infrastruktur in allen Teilen des Landes voraus. Die künftige Bundesregierung muss sich daher zu einem flächendeckenden Ausbau des Glasfasernetzes bekennen und einen Gigabit-Anspruch auch für ländliche Räume schaffen. Auch sollte der Bund prüfen, ob er neben finanziellen Hilfen die Länder bei der Umsetzung von Maßnahmen sowie der Koordinierung des Ausbaus unterstützen kann.

Bei der Debatte um die Verkehrswende muss stärker berücksichtigt werden, dass 50 Millionen Menschen in Deutschland in ländlichen Räumen leben. Auch wenn die Mobilität in ländlichen Gebieten nicht auf das Niveau der Metropolen angehoben werden kann, so ist ein Mindeststandard, der über den Schulbus hinausgeht, zu gewährleisten. Die künftige Bundesregierung muss daher einen „Deutschlandtakt“ für den ländlichen Raum entwickeln und ÖPNV- bzw. SPNV-Anbindungen für die Fläche verbessern, um durch gute Erreichbarkeit Ballungsräume zu entlasten und den ländlichen Raum zu stärken. Für die Mobilität der Menschen, aber auch für den Wirtschaftsstandort Deutschland sowie die Lebens- und Wohnqualität auf dem Land bleibt der motorisierte Individualverkehr vielerorts bedeutsam. Auch muss die künftige Regierung den Ausbau der Elektromobilität und das Instrument der Pendlerpauschale verbessern und die finanzielle Unterstützung ausbauen.

Das Arbeiten war noch nie so attraktiv wie heute. Dennoch fehlt es gerade an verfügbaren digitalen Arbeitsplätzen. Der Bund muss daher das Thema Coworking weiterentwickeln und Projekte stärker unterstützen, die dazu beitragen, Leerstände wie etwa alte Bankgebäude in Dorfzentren wieder mit Leben zu füllen. Ebenso muss der Bund weitere Anschubfinanzierungen ermöglichen, um Maßnahmen der Ortsentwicklung weiter voranzubringen. Zudem müssen Verwaltungsstrukturen bzw. Forschungseinrichtungen des Bundes zukünftig noch stärker dezentral eingerichtet werden.


(IV/3 750-11, Finn Brüning, 05.11.2021) 
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[bookmark: _Toc87272001]4421-19	Elektrifizierung von Bahnstrecken läuft nur langsam

Andere europäische Länder hängen Deutschland bei der Elektrifizierung des Schienennetzes ab. Die Bundesrepublik liegt mit einem Anteil von 61 Prozent am staatlichen Eisenbahnnetz laut einem Vergleich des gemeinnützigen Verkehrsbündnisses Allianz pro Schiene deutlich hinter führenden Nationen wie der Schweiz, Belgien, den Niederlanden oder Schweden.

Elektrifizierung kommt nur langsam voran

Die europäischen Spitzenreiter bei der Elektrifizierung kommen nach einer Pressemitteilung der Allianz pro Schiene auf Werte zwischen 75 und 100 Prozent am Gesamtschienennetz. Deutschland erziele zudem kaum Fortschritte und komme langsamer voran als der EU-Durchschnitt. Nach den Berechnungen des Interessenverbandes steigerte die Bundesrepublik im Zeitraum von 2009 bis 2019 den Anteil der Gleise mit Stromleitungen um gerade zwei Prozentpunkte. Die EU insgesamt schlug mit einem Plus von vier Prozentpunkten ein doppelt so hohes Tempo an.

Planung und Umsetzung von Elektrifizierungsvorhaben müssen beschleunigt werden

Nach Aussage der Allianz pro Schiene müsse der Bau von Oberleitungen leichter umsetzbar werden. Konkret sprach sich das Bündnis dafür aus, zur weiteren Elektrifizierung des Gleisnetzes das Planungsrecht zu vereinfachen. Der Gesetzgeber müsse klarstellen, dass die Ausstattung von vorhandenen Schienenstrecken mit Stromleitungen kein Neubau sei und daher kein vollständiges Planfeststellungsverfahren erfordere. Zudem müsse die nächste Koalition an dem Ziel der alten Bundesregierung festhalten, den Elektrifizierungsgrad des Bundesschienennetzes bis 2025 auf 70 Prozent zu erhöhen. Für 2030 solle die Koalition zudem ein neues Ziel von 75 Prozent festlegen. Für die verbleibenden Strecken ohne Oberleitungen könne ein Programm zur Förderung von Wasserstoff- und Batteriezügen den Weg zum komplett CO2-freien Schienenverkehr verkürzen.

Anmerkung des DStGB

Für die zur Erreichung der Klimaschutzziele dringend benötigten zusätzliche Angebote im ÖPNV bedarf es eines weiteren Ausbaus und der Modernisierung der Schieneninfrastruktur. Hierzu zählen Neubauvorhaben vor dem Hintergrund des Deutschlandtaktes, Reaktivierungsmaßnahmen und eine Elektrifizierungsoffensive für bestehende Strecken ohne Oberleitungen. Somit könnten mehr Mittelzentren an ein schnelles, sauberes und attraktives Bahnnetz angeschlossen werden. Gerade Schnellverbindungen begünstigen auch den Umstieg beim Ausbildungs- und Pendlerverkehren vom motorisierten Individualverkehr auf nachhaltige Mobilitätsalternativen. Auch bei den Pro-Kopf-Investitionen in die Schieneninfrastruktur muss Deutschland zu den Vorreitern wie beispielsweise der Schweiz oder den Niederlanden aufschließen. Neben einer ambitionierten Investitionsinitiative muss zudem die Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren im Fokus stehen. Gerade für Elektrifizierungsmaßnahmen auf vorhandenen Strecken sollten umfangreiche Verfahren der Vergangenheit angehören.

Weitere Informationen

Presseinformation der Allianz pro Schiene vom 25.10.2021 mit Infografiken unter: www.allianz-pro-schiene.de 

DStGB-Positionspapier zum ÖPNV-Ausbau: www.dstgb.de (Rubrik: Publikationen / Positionspapiere)
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[bookmark: _Toc87272002]4421-20	Umfrage zum Fahrradparken an Bahnhöfen

Die neue Infostelle „Fahrradparken am Bahnhof“ des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) und der Deutschen Bahn startet eine Umfrage zur Radfreundlichkeit an Bahnhöfen. Ab heute können Radfahrende und Interessierte bundesweit ihre Eindrücke und Vorschläge für die Bahnhöfe vor Ort online unter radparken.info/mitmachen einreichen. Mithilfe der Ergebnisse der Community will die Infostelle Kommunen gezielt dabei unterstützen, Bahnhöfe den Bedürfnissen der Menschen vor Ort entsprechend fahrradgerecht umzurüsten.

Bewertung aller Bahnhöfe durch Nutzer:innen möglich

Bis zum Ende des Jahres können die Teilnehmenden über die Webseite der Infostelle Fahrradparken angeben, welche Verbesserungen sie sich für die Fahrradparksituation vor Ort wünschen. Zudem können sie auf Missstände hinweisen und Fotos hochladen. Aus allen Antworten wird nach Abschluss der Umfrage eine Bewertungsnote ermittelt, die anzeigt, wie fahrradfreundlich ein Bahnhof ist. Mithilfe des Crowdsourcings wird die Infostelle anschließend konkrete Ausbaupotenziale identifizieren und die Kommunen gezielt beim Aufbau neuer Fahrradabstellanlagen und -infrastruktur unterstützen. Ziel ist es, die Bedürfnisse und Wünsche der Menschen vor Ort von vornherein mit aufzugreifen. Damit sollen auch neue Anreize für die Verknüpfung von Fahrrad und Bahnverkehr gesetzt werden.

Um Kommunen und Länder dabei zu unterstützen, die Radinfrastruktur zu verbessern, stehen aus dem Sonderprogramm „Stadt und Land“ des BMVI Finanzhilfen von bis zu 660 Millionen Euro zur Verfügung. Davon können u.a. Fahrradparkhäuser, Abstellanlagen und neue, möglichst lückenlose Radwegenetze geschaffen werden. Mit dem Klimaschutz-Sofortprogramm 2022 soll das Sonderprogramm zudem um weitere 301,5 Mio. Euro aufgestockt werden, u.a. für den Ausbau der Radinfrastruktur an Bahnhöfen.

Hintergrund zur Informationsstelle „Fahrradparken an Bahnhöfen“

Um die Einrichtung von bahnhofsnahen Radabstellanlagen und insbesondere Fahrradparkhäusern zu erleichtern, hat das BMVI die für die Bahnhöfe zuständige DB Station & Service AG nach Durchführung eines Ausschreibungsverfahrens mit dem Aufbau und Betrieb einer Informationsstelle „Fahrradparken am Bahnhof“ beauftragt. Ziel ist es, mit modernen Radabstellanlagen die Attraktivität der Radverkehrsinfrastruktur zu steigern und damit mehr Menschen zum Umstieg auf das Rad zu bewegen. Außerdem sollen die zwei umweltfreundlichen Verkehrsmittel Rad und Bahn besser verknüpft werden. Das ist gerade für Menschen, die beruflich pendeln, ein großer Gewinn.

Aufgaben der Informationsstelle

Die Servicestelle bündelt Informationen, unterstützt Kommunen und gibt Know-how aus der Praxis weiter. Sie hat einen Internetauftritt und eine Hotline eingerichtet und informiert über alle wichtigen Aspekte rund um das Fahrradparken am Bahnhof, zum Beispiel:

· bauliche und gestalterische Umsetzungsmöglichkeiten,
· technische Lösungsmöglichkeiten v.a. mit Blick auf Schließanlagen,
· Betreiberkonzepte,
· eigentums- und genehmigungsrechtliche Fragestellungen,
· Best-Practice-Beispiele,
· die aus der Umsetzung resultierende Verkehrsverlagerung einschließlich des Klimanutzens
· Finanzierungsmöglichkeiten.

Außerdem organisiert die Informationsstelle regelmäßige Informationsveranstaltungen, Vor-Ort-Besuche und eine Fachkonferenz zum Thema „Fahrradparken am Bahnhof“ im Jahr 2022. Darüber hinaus wird sie im nächsten Jahr eine Potenzialstudie mit Aussagen zu möglichen Standorten, Best-Practice-Lösungen sowie den sich daraus ergebenden Handlungshilfen veröffentlichen.

Anmerkung des DStGB

Die neue Informationsstelle ist auch Anlaufstelle für Kommunen, um bei der Entwicklung, Förderung und Koordinierung besserer Abstellmöglichkeiten an Bahnhöfen Unterstützung zu erhalten. Eine wichtige Aufgabe der Informationsstelle besteht auch in der Koordinierung innerhalb des DB-Konzerns bei der Frage der Flächenbereitstellung für Fahrrad-Abstellanlagen. So wurden im Rahmen der Bike+Ride-Offensive bereits hilfreiche Muster-Gestattungsverträge erstellt. Um die notwendige Anzahl von schätzungsweise 1,5 Mio. zusätzlichen Abstellmöglichkeiten an Bahnhöfen zu erreichen, braucht es jetzt skalierbare Modelle und gute Koordination. Ziel muss sein, auch in kleineren Kommunen unbürokratisch und mit hohen Fördersätzen Abstellmöglichkeiten an den Bahnhöfen zu schaffen. Hierzu bedarf es letztlich auch einer Verstetigung des Programms „Stadt und Land“ nach 2023 sowie bereits kurzfristig zusätzlicher Mittel für den Bau von Fahrrad-Abstellanlagen an Bahnhöfen aber auch weiteren Verknüpfungspunkten des ÖPNV. Für ein ergänzendes Klimaschutzprogramm der neuen Bundesregierung bietet sich dieses Thema an.



Weitere Informationen

· DStGB-Dokumentation „Förderung des Radverkehrs in Städten und Gemeinden“: www.dstgb.de 
· Umfrage zum Fahrradparken: https://radparken.info
· Informationsstelle Fahrradparken: https://radparken.info
· Pressemitteilung des BMVI vom 17.06.2021: www.bmvi.de
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[bookmark: _Toc87272003]4421-21	Richtlinien für Umleitungsbeschilderungen 

Von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen sind nun die neuen „Richtlinien für Umleitungsbeschilderungen“ (RUB), Ausgabe 2021 herausgegeben worden, die die Ausgabe 1992 der RUB ersetzen. Die RUB wurden mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau des BMVI vom 23. August 2021 (ARS 19/2021) eingeführt. 

Richtlinie wurde aktualisiert

Arbeitsstellen an Straßen, Verkehrsunfälle, Streckenüberlastungen, Schwerlastverkehr und dergleichen können zu Behinderungen des Straßenverkehrs führen. Zur Reduzierung und Vermeidung solcher Behinderungen sehen die Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) und diese Richtlinien Regelungen vor, mit denen zeitlich begrenzte oder auf Dauer bestehende Umleitungsmaßnahmen möglich sind.

Verkehrsumleitungen sind ein bedeutender Eingriff in den normalen Verkehrsablauf. Wegen der vom Normalzustand abweichenden Situation stellen sie hohe Anforderungen an die Aufmerksamkeit sowohl ortskundiger als auch ortsfremder Verkehrsteilnehmer. Um deren Verunsicherung und daraus resultierende Gefährdungen auch anderer Verkehrsteilnehmer zu vermeiden, bedarf es einer klaren und eindeutigen Beschilderung der Umleitungsstrecke. Die RUB bilden hierzu die Grundlage.

Soweit keine speziellen Anforderungen gestellt werden, regeln diese neuen Richtlinien die Ausgestaltung und Aufstellung der Beschilderung für Umleitungsstrecken (VwV-StVO zu § 42 zu den Zeichen 421, 422, 442 und 454 bis 466 Umleitungsbeschilderung). Sie fügen die rechtlich vorgegebenen Möglichkeiten zu einer Gesamtkonzeption zusammen. Hierbei handelt es sich um feste Beschilderungen. Verkehrsbeeinflussende Maßnahmen durch Wechselverkehrszeichen und Wechselwegweiser sowie die Anwendung und Ausführung der Zeichen 467.1 und 467.2 (Umlenkungspfeil) werden in den „Richtlinien für Wechselverkehrszeichen an Bundesfernstraßen“ (RWVZ) geregelt.

Die RUB sind in drei Teile gegliedert

Teil A der RUB behandelt Umleitungen außerhalb von Autobahnen (gelbe Leitfarbe). Es wird unterschieden zwischen temporären Umleitungsbeschilderungen (zeitlich begrenzt, z. B. für Arbeitsstellen oder Sperrungen wegen besonderer Ereignisse) und permanenten Umleitungsbeschilderungen (dauernd geltend, z. B. für bestimmte Verkehrsarten) und der Wegweisung für Nebenstrecken.

Teil B regelt Bedarfsumleitungen für den Autobahnverkehr (blaue Leitfarbe).

Teil C enthält Bestimmungen zur Gestaltung und Ausführung der Beschilderung für Teil A und B.

Weitere Informationen

Die RUB können zum Preis von 28,60 Euro bestellt werden unter: www.fgsv-verlag.de/rub 

Weitere Regelwerke und Wissensdokumente zum Thema Wegweisung“: www.fgsv-verlag.de
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[bookmark: _Toc87272005]4421-22	Statement: Bei hohen Inzidenzen 2G geeignetes Instrument – Impfstrategien ausbauen

Statement von Dr. Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte- und Gemeindebundes gegenüber FUNKE Mediengruppe vom 06. November 2021. 

[bookmark: _GoBack]Aus Sicht des Deutschen Städte- und Gemeindebundes ist es nachvollziehbar, wenn ein Land wie Sachsen mit extrem hohen Inzidenzwerten und einer niedrigen Impfquote von nur 57 Prozent die 2G-Regelung anordnet. Sie gilt dort allerdings nur für Restaurants, Kinos, Konzertveranstaltungen oder etwa Fußballspiele. Im Einzelhandel gilt diese Regelung nicht. Das kann eine Wirkung entfalten und wird hoffentlich manchen Zweifler dazu bewegen, sich doch noch impfen zu lassen. Die Impfstrategien müssen weiter ausgebaut werden. Dazu gehören beispielsweise mobile Impfteams für Seniorenheime oder für Menschen, die zuhause gepflegt werden. Dies kann aber bedeuten, wie bereits teilweise praktiziert, in kleineren Impfzentren unkomplizierte Angebote zu machen. Das muss nicht nur für die Erst- und Zweitimpfungen gelten, sondern auch für die Booster-Impfungen, die zunehmend nachgefragt werden. Bei Weihnachtsmärkten oder auch Karnevalsveranstaltungen, die ja regelmäßig von privaten Veranstaltern durchgeführt werden, steht es diesen frei, von vorneherein auf 2G-Regeln zu setzen. Clubs oder Kneipen praktizieren dies vielfach bereits jetzt, um ihren Besucherinnen und Besuchern Sicherheit zu geben. Maskenpflicht, Abstand und Hygiene werden leider auch in diesem Winter das öffentliche Leben in Deutschland prägen. Denn Corona ist offenbar gekommen, um zu bleiben und vom Normalzustand sind wir immer noch weit entfernt.
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[bookmark: _Toc87272006]4421-23	Interview: Sind Städte für Kontrolle von 2G-Maßnahmen gerüstet? 

Interview von Dr. Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, in MDR-Aktuell vom 4. November 2021. 

Ab dem 8. November treten in Sachsen strengere Corona-Regeln in Kraft, unter anderem eine umfassende 2G-Regel. Im MDR-Interview äußert sich Gerd Landsberg unter anderem dazu, ob er die Verschärfung für angemessen hält:

Dr. Landsberg: Ich halte das für angemessen im Hinblick auf die Lage in Sachsen. Was soll die Politik denn machen? Und schauen Sie mal ins Ausland, da sind die Maßnahmen noch sehr viel gravierender und im Zweifel bringt das was. Es bringt, das muss man ehrlich sagen, natürlich auch Druck, sich impfen zu lassen; aber das ist vielleicht auch nicht ganz falsch.

Nun sind das ja alles Sachen, die vor Ort umgesetzt werden müssen, also von den Kommunen, von denen, die Sie bundesweit repräsentieren. Sind das Aufgaben, Maßnahmen, Umsetzung 2G, mit denen die Kommunen tatsächlich umgehen können?

Dr. Landsberg: Das können sie, das müssen sie. Aber man muss ehrlich sagen, durch Corona sind die Kommunen im Dauerstress. Da sind die Ordnungsämter gefordert, da ist teilweise auch die Polizei gefordert. Sie müssen die Regeln überprüfen. Es gibt auch immer wieder Konflikte, selbst in Lebensmittelläden, wo die Leute sagen: „Ich will aber die Maske nicht tragen“. Dann kommt das Ordnungsamt – dann wird das aufgenommen. All das ist schon eine große Herausforderung. Aber bisher haben wir das geschafft und wir werden das auch weiter schaffen, da bin ich eigentlich ganz zuversichtlich. Viele Kommunen haben übrigens auch ihre Ordnungskräfte deutlich ausgebaut – also zusätzliches Personal eingestellt.

Wenn Sie in Ihren Verband hineinhorchen: Sie hören nicht von den Kommunen, dass sie Befürchtung haben, sie können das alles nicht umsetzen. Weil Denn so eine Regel macht ja nur Sinn, wenn das zumindest stichprobenartig kontrolliert wird und es ist ja wohl doch ein bisschen aufwendiger als, ich weiß nicht, bei Geschwindigkeitskontrollen. Da stelle ich eben ein Auto hin und gut ist. Aber 2G-Nachweise kann man eben nicht so blitzen.

Dr. Landsberg: Das ist sehr viel aufwendiger. Es führt, wie ich bereits gesagt habe, auch zu Konflikten. Begeistert sind wir nicht. Aber wir sehen die Notwendigkeiten ein. Im Deutschen Städte- und Gemeindebund halten wir die Maßnahmen für richtig. Man muss ehrlich sein: Auf dem Höhepunkt der Corona-Krise gab es noch ganz andere Regelungen. Da durfte man nicht raus, nicht in bestimmte Gebiete. Insofern ist es zwar immer noch hart, aber nicht mehr so hart wie vor einem Dreivierteljahr.

Aber Sie haben nicht das Gefühl, dass Sie sagen müssen, okay, liebe Politik, wir erwarten von Euch, wenn diese Maßnahmen beschlossen werden, von vorherein Unterstützung von Seiten des Landes für die Kommunen?

Dr. Landsberg: In Einzelfällen wird es das geben: Insbesondere bei Großveranstaltungen, wo ja auch der Kontrollaufwand sehr groß ist. Und man muss ja auch fairerweise sagen, bei 2G sind ja auch die Veranstalter gefordert. Da kommt ja nicht das Ordnungsamt und kontrolliert, sind die alle geimpft oder haben den entsprechenden Nachweis. Das ist auch die Verantwortung der Veranstalter, die dafür übrigens auch zusätzliches Personal brauchen, das aber letztlich auch über den Preis umlegen können. 
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[bookmark: _Toc87272007]4421-24	Statement: Infektionsgeschehen eindämmen

Statement von Dr. Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, gegenüber dem Handelsblatt vom 3. November 2021

„Eine flächendeckende 2G-Regelung für ganz Deutschland ist im Moment nicht erforderlich und würde dem unterschiedlichen Infektionsgeschehen in den Bundesländern nicht gerecht. So hat zum Beispiel Bremen heute eine Inzidenz von 87, aber eben auch eine Impfquote von 78,3 Prozent der Gesamtbevölkerung. Zum Vergleich beträgt die 7-Tages-Inzidenz in Thüringen heute 338,2, aber die Impfquote liegt dort auch nur bei 60,7 Prozent. Vergleichbar ist die Situation in Sachsen. Deswegen ist es richtig, gerade in Ländern mit besonders hoher Inzidenz und niedriger Impfquote die 2G-Reglungen zu nutzen und die Impfkampagne zu verstärken, um so das Infektionsgeschehen einzudämmen.“ 
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[bookmark: _Toc87272008]4421-25	Beitrag von KOMMUNAL: Öffnen die Impfzentren wieder?

Ein Beitrag von von Gudrun Mallwitz, Redakteurin der Zeitschrift KOMMUNAL, zuerst veröffentlicht auf Kommunal.de.

„Die Corona-Infektionen steigen auch bei Zweifachgeimpften. Sollen die Impfzentren für Auffrischungs-Impfungen wieder öffnen? Bei der zweitägigen Gesundheitsministerkonferenz will Bayern die Reaktivierung der Impfzentren beantragen. Was die Kommunen in der Diskussion um die Impfzentren sagen – und wie die vierte Welle bekämpft werden soll.

Die meisten der 430 Impfzentren in Deutschland haben seit Wochen den Betrieb eingestellt, weil der Bund sie nur bis 30. September finanzierte. Nun ist eine Debatte über die erneute Öffnung der Impfzentren entbrannt. Viele von ihnen sind noch immer im Stand-By-Modus. Sie könnten also wieder in Betrieb gehen. Noch-Gesundheitsminister Jens Spahn hat dies jetzt wegen der steigenden Corona-Infektionen vorgeschlagen. Auch der Gesundheitspolitiker Karl Lauterbach spricht sich für die Wiedereröffnung der Impfzentren aus. Käme der Vorschlag durch, allen bereits zweifach Geimpften eine Auffrischungsimpfung anzubieten, würden die Zentren vermutlich auch gebraucht.

Seit Spahn die Booster-Impfung für alle ins Spiel brachte, fragen die Menschen in den Arztpraxen nach der dritten Impfung, berichten Ärzte. Dabei empfiehlt die Ständige Impfkommission (Stiko) die Auffrischungsimpfung sechs Monate nach der zweiten Impfung bislang nur für Menschen ab 70 Jahre, für vulnerable, also besonders gefährdete Gruppen in Altenheimen und für medizinisches Personal und Pflege-Personal. Aber auch für Menschen mit einem Immun-Defizit. Der Vorstoß aus der Politik sorgt bei den Ärzteverbänden daher für Verärgerung.

Bayern: Impfzentren wieder öffnen

Die Gesundheitsminister der Länder wollen bei ihrer zweitägigen Konferenz in Lindau am Bodensee unter Vorsitz von Bayerns Gesundheitsminister Klaus Holetschek über die Zukunft der Impfzentren beraten. Bayern will beantragen, dass die Länder die Impfzentren, die auf Basis der geltenden Impfverordnung in den vom Bund mitfinanzierten Stand-by-Modus übergegangen sind, wieder aktivieren sollen. Sie sollen dort Auffrischimpfungen anbieten. Zudem sollen weitere mobile Impfteams eingesetzt werden.

Booster-Impfung für alle

In dem Antrag, der KOMMUNAL vorliegt, heißt es, Auffrischungs-Impfungen sollen vorangetrieben und zeitnah durchgeführt werden. Dies gilt insbesondere für die von Beschlüssen der Gesundheitsministerkonferenz erfassten Personengruppen, wobei vor allem Alten- und Pflegeheime in den Fokus zu nehmen sind. Die Booster-Impfungen sollen auch flächendeckend durch die niedergelassenen Ärzte angeboten werden.

Im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten und nach ärztlicher Beurteilung und Entscheidung sollten Auffrischungs-Impfungen grundsätzlich allen Personen angeboten werden, die eine Booster-Impfung nach Ablauf von sechs Monaten nach Abschluss der ersten Impfserie wünschen. Für Personen, die eine Grundimmunisierung mit dem Impfstoff von Johnson & Johnson erhalten haben, sollte gemäß der Stiko-Empfehlung eine Auffrischungs-Impfung bereits nach vier Wochen erfolgen.

Die Kassenärztlichen Vereinigungen der Länder sowie die an der Impfkampagne beteiligten Ärztinnen und Ärzte sollen gebeten werden, über die Empfehlung und das Angebot von Auffrischimpfungen zu informieren. Bund und Länder sollen gezielt auf vulnerable Personengruppen zugehen. Die Länder sollen alle über 60-Jährigen über die Empfehlung zur Auffrischimpfung informieren. Dafür wirbt auch Bundesgesundheitsminister Spahn.

Kommunen gegen Öffnung der Impfzentren

Wie stehen die Kommunen zu einer möglichen Wiedereröffnung der Impfzentren? „Die jetzt notwendigen Auffrischungsimpfungen sollten die niedergelassenen Ärzte umsetzen“, sagte Dr. Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer des Städte- und Gemeindebundes, auf Anfrage von KOMMUNAL. „Sie haben dafür die Erfahrung und Kapazitäten.“ Falsch dagegen wäre es, jetzt wieder auf Impfzentren zu setzen. „Die Impfzentren sind zehnmal so teuer wie das Impfen in den Arztpraxen“, betonte Landsberg. Außerdem sei die Hemmschwelle für viele Menschen beim Hausarzt viel niedriger.

Zur Zeit empfiehlt die Stiko ohnehin nur die Booster-Impfung für Personen über 70. Die haben in der Regel einen Hausarzt ihres Vertrauens.“

Gerd Landsberg, Städte- und Gemeindebund:
„Was wir sicher brauchen, ist eine Impf-Kampagne für die Booster Impfung und zusätzliche Mobile Impfteams im Altersheimen und Pflegestrukturen“, hob der Geschäftsführer des Städte- und Gemeindebundes hervor.

Landrat: Über Impfpflicht für Pflegepersonal nachdenken

Wegen den steigenden Corona-Infektionen in Alten- und Pflegeheimen bringen Kommunalpolitiker inzwischen eine Impfpflicht für das Pflegepersonal ins Gespräch. Nach einem dramatischen Corona-Ausbruch in einem Seniorenheim am Werbellinsee in Brandenburg sagte der Barnimer Landrat Daniel Kurth, man müsse über eine Impfpflicht für Beschäftigte in diesen Bereichen nachdenken.

Inzwischen sind in der Einrichtung zwölf Menschen nach einer Corona-Infektion verstorben. Mehr als 40 weitere Bewohner und viele Mitarbeiter sind nach Angaben des rbb mit dem Coronavirus infiziert. Die Brandenburger Landesregierung will nun als Konsequenz eine tägliche Testpflicht für ungeimpfte Pflegekräfte einführen.

2-G in Alten- und Pflegeheimen?

In dem Antrag Bayerns für die Gesundheitsminister-Konferenz heißt es: „Umfassende Testkonzepte für Personal, Besuche und Bewohner von Pflegeinrichtungen sind in den kommenden Monaten weiter unverzichtbar.“ Pflegeeinrichtungen sollen im Herbst und Winter verpflichtet werden, Testkonzepte umzusetzen, die unabhängig vom Impfstatus mindestens zweimal wöchentlich obligatorische Tests für das Personal vorsehen. Den Ländern soll es unbenommen bleiben, für Besucherinnen und Besucher von Pflegeeinrichtungen die sogenannte 2G-Regel einzuführen.

Bund-Länder-Treffen wird wahrscheinlicher

Bundeskanzlerin Angela Merkel hält neue Einschränkungen angesichts der vierten Welle in der Corona-Krise für möglich. Sie sollen aber nur für Ungeimpfte gelten. Ein Treffen der Länderchefs mit der Kanzlerin wird angesichts der sich zuspitzenden Corona-Lage immer wahrscheinlicher – es könnte womöglich schon nächste Woche stattfinden.“
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[bookmark: _Toc87272009]4421-26	Jetzt bewerben: „Digital für alle“ vergibt Publikumspreis für digitales Miteinander

Bewerbungen in den Kategorien „Digitale Teilhabe“ und „Digitaler Zusammenhalt“ sind ab sofort bis zum 28. November 2021 möglich; insgesamt 20.000 Euro Preisgeld. Publikumsabstimmung entscheidet vor Weihnachten über ausgezeichnete Projekte.

„Raus aus dem Abseits, rein ins digitale Leben: Das ist das Ziel von digitaler Teilhabe. Initiativen und Projekte, die Menschen dabei besonders unterstützen, können sich in diesem Jahr zum zweiten Mal um den „Publikumspreis für digitales Miteinander“ bewerben – und haben die Chance auf insgesamt 20.000 Euro Preisgeld. 

Das Bündnis aus 27 Organisationen aus Zivilgesellschaft, Kultur, Wissenschaft, Wirtschaft, Wohlfahrt und öffentlicher Hand, setzt sich bundesweit für mehr digitale Teilhabe ein. „Mit dem Publikumspreis zeichnen wir Initiativen aus, die unser digitales Miteinander stärken. Wir suchen Projekte, die sich für Gemeinschaft und Zusammenhalt einsetzen – im digitalen Raum oder mithilfe digitaler Technologien im Analogen“, sagt Anna-Lena Hosenfeld, Geschäftsführerin von „Digital für alle“.

Der Publikumspreis baut auf dem großen Erfolg des „Preis für digitales Miteinander“ auf, der jährlich im Sommer zum bundesweiten Digitaltag vergeben wird. Dieses Mal entscheidet aber keine Jury über den Gewinnerinnen und Gewinnern, sondern das Publikum kürt in einer Online-Abstimmung die besten Erfolgsgeschichten. „Jedes Mal fällt unseren Jury-Mitgliedern die Entscheidung zwischen den vielen preiswürdigen Projekten schwer – jetzt wollen wir wieder allen Initiativen die Möglichkeit geben, sich einer Publikumsabstimmung zu stellen und so auf ihr wichtiges Engagement für digitale Teilhabe aufmerksam zu machen“, sagt Geschäftsführerin Hosenfeld.

In zwei Kategorien wird der Publikumspreis vergeben: „Wer Menschen bei den ersten Schritten im digitalen Raum unterstützt, Ältere oder Kinder zum Umgang mit digitalen Medien schult oder für mehr digitale Selbstbestimmtheit sorgt, ist in der Kategorie Digitale Teilhabe genau richtig“, erklärt Hosenfeld. „Projekte und Initiativen, die sich gegen Hassrede engagieren, für eine bessere Diskussionskultur im Netz streiten oder im digitalen Raum Gemeinschaft ermöglichen, bilden wir in der Kategorie Digitaler Zusammenhalt ab“, so Hosenfeld.



Suche nach Erfolgsgeschichten läuft bis zum 28. November

Die Suche nach den besten Erfolgsgeschichten läuft vom 01. bis einschließlich 28. November 2021. Bewerben können sich Projekte, die primär nicht kommerzielle Interessen vertreten – also etwa ehrenamtliche Initiativen, gemeinnützige Organisationen, aber auch Projekte von Städten und Gemeinden, Schulen oder sozialen Einrichtungen. Bewerbungen können in Form eines maximal 60-sekündigen Videos über ein Online-Formular eingereicht werden.

Vom 01. bis 19. Dezember müssen sich die Projekte einer Publikumsabstimmung auf www.digital-miteinander.de stellen. Dann gilt es, unter dem Hashtag #DigitalMiteinander die Werbetrommel im Netz zu rühren. Am 21. Dezember werden dann schließlich die Gewinnerinnen und Gewinner gekürt. Der jeweils 1. Platz ist mit einem Preisgeld von 5.000 Euro dotiert, dem 2. Platz jeder Kategorien stehen jeweils 3.000 Euro zu, für den 3. Platz gibt es jeweils 2.000 Euro.

Die ausführlichen Teilnahmebedingungen und eine Übersicht mit den wichtigsten Fragen und Antworten stehen online bereit unter 
www.digital-miteinander.de. 

Dritter bundesweiter Digitaltag findet am 24. Juni 2022 statt

Um dem Ziel von mehr digitaler Teilhabe in Deutschland näher zu kommen, gibt es seit 2020 den bundesweiten Digitaltag – einen Aktionstag zur Förderung digitaler Teilhabe. Trägerin ist die Initiative „Digital für alle“. Zuletzt hat der Digitaltag im Juni 2021 mit mehr als 2.000 Aktionen Menschen in ganz Deutschland erreicht. Der Aktionstag soll die Digitalisierung mit zahlreichen Veranstaltungen und Aktivitäten überall in Deutschland erklären, erlebbar machen, Wege zu digitaler Teilhabe aufzeigen und Raum für Debatten schaffen. Das übergeordnete Ziel: Alle Menschen sollen in die Lage versetzt werden, sich selbstbewusst und selbstbestimmt in der digitalen Welt zu bewegen. Der dritte Digitaltag findet am 24. Juni 2022 statt.

Für alle Informationen zum Digitaltag sowie neueste Zahlen zur digitalen Teilhabe in Deutschland können Sie unter www.digitaltag.eu/presse die Presseinformationen abonnieren. Den gemeinsamen Appell von „Digital für alle“ können Sie online abrufen unter www.digitaltag.eu/appell.“

(Quelle: Presseinformation der Initiative "Digital für alle" vom 1.11.2021 https://digitaltag.eu/presse)

Weitere Informationen finden sich unter www.dstgb.de.
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[bookmark: _Toc87272010]4421-27	Statement: Guten ÖPNV gibt es nicht zum Nulltarif 

Statement von Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg vom 2. November 2021

Es ist nachvollziehbar, dass die Preissteigerungen bei den Energie-, aber auch den Personalkosten zu Anpassungen bei den Ticketpreisen für Bus und Bahn führen. Angesichts der erheblichen Preissteigerungen derzeit an der Zapfsäule fallen die Erhöhungen noch moderat aus. Andererseits ist angesichts der angespannten Haushaltssituation vieler kommunale Aufgabenträger kein Spielraum vorhanden, um weitere Defizite des ÖPNV zu übernehmen. Dies zeigt, dass ein kostenloser ÖPNV, so wünschenswert von manchen betrachtet wird, absehbar keine Lösung ist. Im Gegenteil, Quotenvorgaben aus Europa zur Beschaffung von Null-Emissionsfahrzeugen im ÖPNV werden absehbar zu weiteren Preissteigerungen führen. Bei der Verkehrswende zeigt sich, was sich schon bei der Energie- und Klimawende seit Jahren abzeichnet: Beides wird es nicht zum Nulltarif geben. Dieses muss von einer neuen Bundesregierung, die sich zur Einhaltung der Klimaschutzziele bekennt, klar kommuniziert werden. Das wird aber nicht reichen, um die Klimawende im Verkehr zu unterstützen. Erforderlich hierzu ist ein massiver Aufwuchs bei den Mitteln für die ÖPNV-Finanzierung, insbesondere bei flexiblen Bedienformen, um bessere Alternativen für Pendler zu schaffen. Andererseits sind die ÖPNV Unternehmen aufgefordert, ihre Tarifsysteme den Bedürfnissen der Nutzer entsprechend anzupassen. Die Corona Pandemie hat ein geändertes Nutzungsverhalten beim ÖPNV durch mehr mobiles Arbeiten gezeigt. Mit einem Tarifsystem, das dies abbildet, können die Nutzer des ÖPNV zugleich durch ihr individuelles Verhalten zu Kosteneinsparungen gelangen. Klar ist aber auch, dass die Kosten des ÖPNV steigen werden und auskömmlich finanziert werden müssen. Wir rechnen hier mit einem Mehrbedarf von jährlich zusätzlich 1,5 Milliarden Euro bis zum Jahr 2030. Wer einen guten ÖPNV will, muss sich hierzu bekennen – im Bund, aber auch in den Ländern.
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[bookmark: _Toc87272011]4421-28	Statement: Erneuerbare Energien brauchen beschleunigte Verfahren 

Statement von Dr. Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte- und Gemeindebundes gegenüber Media Pioneer vom 29. Oktober 2021. 

„Planungs- und Genehmigungsverfahren dauern in Deutschland, gerade beim Ausbau der erneuerbaren Energien, nach wie vor zu lange. Aufgrund zu komplexer Anforderungen an Planungsverfahren sowie wegen Klagen und einer teilweise mangelnden Akzeptanz vor Ort, ist etwa die Anzahl an Zubauten von Windenergieanlagen in Deutschland in den letzten drei Jahren massiv eingebrochen. Wurden 2017 noch fast 1800 Windenergieanlagen an Land errichtet, waren es 2020 nur noch 420. Diese Tendenz hält an. Zur Erreichung der Klimaschutzziele und zur Steigerung der Akzeptanz vor Ort bedarf es daher eines Klimaschutzbeschleunigungsgesetzes.

Hierzu gehören aus Sicht des Deutschen Städte- und Gemeindebundes digitale Genehmigungsverfahren, der Verzicht auf naturschutzrechtliche Ausgleichsregelungen, wenn eine Maßnahme dem Klimaschutz oder der Klimaanpassung dient, die Verkürzung der Gerichtswege und auch Präklusions- und Stichtagsregelungen, um Gerichtsverfahren zu beschleunigen.“
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[bookmark: _Toc87272012]4421-29	Die gute Nachricht: Stadtbibliothek Paderborn zur Bibliothek des Jahres 2021 gekürt 

Die Stadtbibliothek Paderborn wurde für ihre zukunftsorientierte Bibliotheksarbeit gewürdigt und trägt nun den Titel „Bibliothek des Jahres 2021“. In der Begründung des Deutschen Bibliotheksverbandes und der Deutschen Telekom Stiftung, die den Preis gemeinsam verleihen, heißt es, die Stadtbibliothek Paderborn vereine Digitalität, Nachhaltigkeit, Innovation und Kooperation. Der Preis ist mit 20 000 Euro dotiert.

Mehr zum Preisträger unter: https://bibliothek.live/
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[bookmark: _Toc87272013]4421-30	Zehn-Minuten-Internet-Newsletter 

Aus dem Internet berichtet Franz-Reinhard Habbel jede Woche über Ideen, innovative Lösungen und Zukunftsthemen für Kommunen. In der aktuellen Ausgabe geht es unter anderem um: 

Ampelkoalition: Drei Punkte zur Institutionalisierung gesellschaftlicher Innovationsprozesse
Zusammen mit ProjectTogether macht ein breites Bündnis aus Pionier:innen der Verwaltung, Digitalisierungsexpert:innen, Wissenschaftler:innen, Aktivist:innen und Vertreter:innen von Stiftungen, NGOs und Sozialunternehmen 3 konkrete Vorschläge für den Koalitionsvertrag. 

diagnose:funk fordert von Ampelkoalition: Digitalisierung nachhaltig gestalten!
Die Umwelt- und Verbraucherorganisation diagnose:funk fordert die neue Ampelkoalition auf Bundesebene auf, die Digitalisierung nachhaltig, also auch ökologisch und sozial zu gestalten. In einer Eingabe an die Verhandlungskommissionen von SPD, Grüne und FDP listet diagnose:funk vier ökologische und soziale Aspekte auf, die bei der Digitalisierung bisher unter den Tisch fallen. 

Deutsche trauen „Ampel-Koalition“ Schub bei Digitalisierung zu
Wer kann den Digitalisierungsstau in Deutschland am ehesten beheben? Laut einer aktuellen Verivox-Umfrage wird die größte Digitalkompetenz bei einer Ampel aus SPD, Grünen und FDP gesehen. 90 Prozent der Deutschen sprechen sich zudem für neue Maßnahmen zur Verbesserung des Internets aus.

62 Prozent der Menschen in Deutschland finden ihren Wohnort digital rückständig
Vielen Menschen mangelt es an einer effizienteren Verwaltung, smarter Mobilität oder guten Bildungsangeboten. Digitalisierung könne abhelfen, meint der Bitkom.


Stadtregionale Transformation im Rahmen der Pandemiebewältigung
Städte nach Corona: Ein Difu-Forschungsprojekt untersucht, wie deutsche und europäische Städte mit der Pandemie umgehen, welche mittel- bis langfristigen Folgen zu erwarten sind und welche Rolle stadtregionale Netzwerke und Metropolregionen für die urbane Nachhaltigkeit und Resilienz spielen.

Der vollständige aktuelle Newsletter und Anmeldemöglichkeit unter www.habbel.de. 
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[bookmark: _Toc87272015]4421-31	TERMINVORSCHAU 2021

	November
	

	
	

	08.11.
	Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebunds Rheinland-Pfalz 

	
	

	08.11.
	63. Kreisvorstandskonferenz des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	11.11.
	Arbeitskreis Garnisonen, Online

	
	

	15./16.11.
	DStGB-Präsidiumssitzung, Bonn

	
	

	17.11.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	17.11.
	Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	18.11.
	Forum deutscher Wirtschaftsförderungen „Die Schubkraft von Krisen nutzen! Wirtschaftsförderung als Impulsgeber und Gestalter“ (DStGB, DST, DLT, DVWE & difu), Online

	
	

	18./19.11.
	DStGB-Erfahrungsaustausch „Energie“, DStGB, Berlin

	
	

	25.11.
	Präsidium- und Hauptausschusssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Sitzungsort offen

	
	

	25.11.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes NRW, Soest

	
	

	29.11.
	197. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	29.-30.11.
	DStGB-Erfahrungsaustausch „Finanzpolitik“, Berlin

	
	

	Dezember
	

	
	

	01.12.
	Ausschuss für Städtebau und Umwelt des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	06.12.
	(Geschäftsführender) Vorstand des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	06.12.
	Gemeinsame Vorstandssitzung des Städtebundes und des Städtetags Schleswig-Holstein (=Mitgliederversammlung des Städteverbandes Schleswig-Holstein)

	
	

	09.12.
	Präsidiumssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Fernwald

	
	

	2022
	

	
	

	Januar
	

	
	

	31.01.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	Februar
	

	
	

	22./23.02.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	März
	

	
	

	24./25.03.
	Ordentliche Delegiertenversammlung des RGRE-DS, Sitzungsort offen 

	
	

	28.-29.03.
	Klausurtagung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	29.03.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt (i. R. d. Klausurtagung)

	
	

	April
	

	
	

	13.04.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	27.04.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	Mai
	

	
	

	14.05.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	18.05.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	30.05.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	Juni
	

	
	

	13.06.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf

	
	

	14.06.
	Gemeindekongress 2022 / 23. Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen, Stadthalle (CCD-Süd), Düsseldorf

	
	Hauptausschusssitzung des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen, Stadthalle, Düsseldorf

	
	

	27./28.06.
	Deutscher Kommunalkongress des DStGB, Berlin

	
	

	Juli
	

	
	

	11.07.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	13.07.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	September
	

	
	

	14.09.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	21./22.09.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	26.09.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	Oktober
	

	
	

	17.10.
	Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	►17./18.10.
	DStGB Herbstsitzung des Ausschusses Wirtschaft, Tourismus und Verkehr, Markt Meitingen

	
	

	19.10.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	November
	

	
	

	16.11.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	28.11.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 





► Neuer Termin seit der letzten Veröffentlichung
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